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KAMPF DER POLITISCHEN 
DISZIPLINIERUNG 


Autoren eines Artikels über das Georg v. Rauch -Haus vom Berufsverbot bedroht 


Xd Westberlin ist jetzt aus den Reihen der SPD— 
Fraktion im Abgeordnetenhaus eine "Anträge" gekom- 
men, die für die fünf Autoren eines in ERZIEHUNG 
UND KLASSENKAMPF erschienen Beitrages auf ein Be- 
rufsverbot abzielt. 

Kleine Anfrage des Abgeordneten Hans Mertsch 
| über "Beratertätigkeit” von Mitarbei- 
tÄPdes Landes Berlin. 

Ich frage den Senat-: 

1 . In welchen Beschäf tigungs- oder Dienstver- 
hältnissen zum Land Berlin stehen oder standen 
die Herren Manfred Kappeier, Manfred Liebei 
Udo Maier, Manfred Rabatsch und Frau Renate’ 
Schmalzried? 

2 . Sind dem Senat die Arbeiten der Genannten 
über " Ein Ansatz proletarischer Jugendarbeit 
im Stadtteil", veröffentlicht in "Erziehung~und 
Klassenkampf" , Zeitschrift für marxistische Pä- 
dagogik Nr. 7/72, und über "Selbsthilfe im 
Kollektiv", erschienen in "Neuer Rundbrief" 

Nr. 3/72, bekannt? 

5 , Billigt der Senat die insbesondere auf den 
Seiten 41-59 der Zeitschrift "Erziehung und 
Klassenkampf" vertretenen Thesen und hält er 
s ie mit den Grundsätzen unserer Verfassung für 

vereinbar? 

Ist sichergestellt, dass die Verfasser nicht 
mehr und auch künftig nicht als Mitarbeiter des 
Landes Berlin beschäftigt werden? 
c Welche konkreten Massnahmen hat der Senat er- 
griffen» um zu verhindern, dass die Genannten 
Zukunft öffentliche oder vom T*nde Berlin 
befördert enund finanzierte Einricntungen "bera- 
len" können? 


Diese "Anträge " stellt den vorläufigen Höhepunkt 
einer Kampagne von rechts dar, die seit der Bei- 
setzung des Georg-von-Rauch-Hauses im Dezember 
1971 gegen die dort lebenden ArbeiterjugendlicHen 
betrieben wird. Seit dieser Zeit bahnt sich auch 
eine Hetze gegen die sie unterstützenden Sozial- 
arbeiter und Sozialpädagogen an. Sie werden als 


Manipulateure und Indoktrinatoren der Jugendlichen 
denunziert, auf deren Rücken sie angeblich ihr 
eigenes ideologisches Süppchen kochen wollen. 
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So fragte die CDU im Sommer 19 72 im Rahmen einer 
Debatte zur "Inneren Sicherheit" Berlins den 
Wisseatchaf ts-Senator Stein, ob er wisse, daß 
"unter Anleitung von Herrn Kappeier und seinem 
Agitationskollektiv die Arbeiterklasse zur Delin- 
quenz erzogen" werde. 

Als sich die Auseinandersetzungen um das Rs^uch— 
Haus im Herbst 1972 zuspitzten, verbreitet^ die 
sog. linke SPD in Berlin die These von der po- 
litischen Manipulation der Jugendlichen des 
Rauch-hauses durch die sog. Berater und unter- 
stellte ihnen, das Kollektiv zu einer radika- 
len Politik gegenüber dem Senat verführt zu haben . 
habe 

Diese Argumentation der Sozialdemokraten griff 
die CDU im Westberliner Abgeordnetenhaus dank- 
bar auf und machte in einer Sitzung im Okto- 
ber 1972 daraus die Forderung nach genauer Über- 
prüfung der fünf Sozialarbeiter und Sozialpä- 
dagogen. Der Senat wurde auigel ordert , "geeig- 
nete Maßnahmen" zu ergreifen. Schon damals 
schlossen sich Teil« der SPD dieser Forderung 
an. 

Im November 1972 verschickte die Jugendsenatorin 
Ilse Reichel eine 15-seitige "Stellungnahme", 
in der sie die Verfasser des inzwischen in 
ERZIEHUNG UND KLASSENKAMPF erschienenen Ar- 
tikels über die Entwicklung des Rauchhauses 
der "Unterminierung" ihrer "Reformpolitik" 
beschuldigt! "Nach der Lektüre weiß man, daß es 
ihnen von Anfang an darum ging, auch und gera- 
de einen Kampf gegen die Reformer zu führen, 
der auf die Entlarvung demokratisch-sozial- 
staatlicher Veränderungsversuche abzielt, um 
so die Basis für revolutionäre Veränderungs- 
strategien zu schaffen." Mit dieser Formulie- 
rung wird unterstellt, daß jeder nicht mit der 
Politik des Senats übereinstimmende Kampf um 
gesellschaftliche Veränderungen undemokratisch 
und grundgeset zwiörig sei. Immer dann, wenn 
Pädagogen in konsequenter Weise für die Inte- 
ressen der Arbeiterjugendlichen Partei ergrei- 
fen und sich damit gegen staatliche Maß- 
nahmen wenden, die diesen Interessen entgegen- 
stehen, wird ihre Arbeit als "verfassungs- 
feindlich" denunziert. Die offensive Vorgehens- 
weise der Jugendlichen in den Auseinanderset- 
zungen mit den Senatsvertretern hätte durch 
"Beratung" nie bewirkt werden können, sondern 
ist nur als Ausdruck ihrer jahrelangen Unter- 
drückungserfahrung zu begreifen. 

Bezugnehmend auf die Unterstellungen der Sena- 
torin kommt die CDU in einer Sitzung im Ab- 
geordnetenhaus vom 23 . 1.1973 auf ihre alten 
Forderungen zurück, diesmal schon konkreter; 

"Die Äußerungen der Gruppe in Bethanien selbst 
und ihrer sogenannten "Berater" läßt nur einen 
Schluß iu: der Zusammenschluss dient in erster 
Linie dem Kampf gegen diese Gesellsc; md die 




zur 

Erreichung dieses Zieles deutlich erkennen. 

Diese Vermutung hegt auch die Senatsverwaltung. 

Sowohl der SPD-Abgeordnete Mertsch als auch ich 
haben vor mehreren Monaten im Plenum auf das 
Treiben dieser Leute hingewiesen und den Senat 
gebeten, geeignete Schritte zu unternehmen, um 
das fragwürdige Verhalten dieser Personen einer 
genauen Beobachtung und Prüfung zu unterziehen. 
Leider haben wir bislang nichts mehr davon g e -' 
höht, obwohl wir auch aufgrund der bekannten 
Veröffentlichungen ziemlich sicher sind, daß 
ihre Einstellung zum Grundgesetz - teilweise 
sind sie sogar Beamte des Landes Berlin - mehr 
als zweifelhaft ist." 


Die jetzt eingebrachte Anfrage" des SPD-Abge- 
ordneten Mertsch stellt gegenüber der bisher 
bekanntgewordenen Praxis des Berufsverbots eine 
weiter Verschärfung dar. 

Erstens reicht bereits der Hinweis auf die Ve4^ 
öffentlichung einer Analyse des Kampfs der Ju^^ 

gendlichen aus, um für die Autoren Berufsverbote 
zu fordern. 


Zweitens geht aus der Anfrage klar hervor, daß 
sich das Berufsverbot für die fünf Autoren prak- 
tisch auf alle Bereiche pädagogischer Tätigkeit 
beziehen soll, auch wenn sie nicht zum öffent- 
lichen Dienst gehören; in der Sozialarbeit/ 
Sozialpädagogik gibt es keinen Bereich , der 
nicht staatlicher Kontrolle unterliegt und vom 
Staat finanziell abhängig ist. 


m der 

SPD und PDP der Eindruck erweckt wird, die Mi- 
nisterpräsidentenbeschlüsse zum Berufsverbot wü 

den rwvidiert, wird in der Praxis das Beruf sv« 
bot als ein Mittel der politischen Disziplinie- 
rung und Einschüchterung verschärft gehandhaÄ 
Für einen Teil der Autoren des Hauch- ^ 

Haus-Artikels hängt die Durchführung 
von Maßnahmen gegen sie nicht einmal 
.ehr von dem Ausgang, der Debatte im 
Abgeordnetenhaus ab, denn sie werden 
bereits seit über einem Jahr laufend 
di s zip liniert • 

Die Sozialarbeiter Maier Rahat- v, 

«abatsch und 

Schmalzriea werden - . 

bercr ,,r„ r . v Bezirksamt Kreuz- 

' J ‘Unterbrochenen Diskreminierungen 
ausgesetzt und durch schikanöse Dienst 
Anweisungen pnd Verbote " 

lte „ 4rbelt 

Gegen Manfred Rabatsch wurde ein Dis- 
Beseitigung aus dem D^t 
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abzielen. 

Gegen Manfred Kappeier ist das Berufs- 
verbot auf der praktischen Ebene bereits 
g0W eit durchgeführt, daß er schon heute 
keine Anstellung im öffentlichen Dienst 
und in anderen Bereichen der Soaial- 
arbeit mehr bekommt, obwohl seine An- 
stellung immer wieder von Sozialarbei- 
tern, Erziehern und verschiedenen Hoch- 
schulen gefordert worden ist. 


Eine Dokumentation über die Praxis der 
politischen Disziplinierung, wie sie in 
Westberlin im 'letzten Jahr verschärft 
eingeleitet wurde, wird in Kürze im 
Verlag Roter Stern veröffentlicht. 


LEHRFREIHEIT AN DER FHSS EINGESCHRÄNKT 


Die politische Diziplinierung macht sich an der 
Fachhochschule für Sozialarbeit besonders sicht- 
bar an der Personalpolitik , wie sie vom Rektorat 
in Zusammenarbeit mit dem politischen Senat be- 
j^^ben wird. So wurde z.B. die studentische 
Forderung, Manfred Kappeier als Sozialpädagoge 
zu berufen, nach 14 monatiger Hinhaltetaktik im 
Oktober 72 abgelehnt, obwohl der Senator für 
Wissenschaft und Kunst nach § 23,4 des Fachhoch- 
schulgesetzes über einen. Berufungsvorschlag in- 
nerhalb eines Monats entscheiden soll. 

Bei den bisherigen Berufungsverfahren haben die 
Studenten versucht, ihre Rechte nur über die 
Gremien wahrzunehmen. Wir haben gelernt, daß ^s 
total unmöglich ist, unsere Interessen über 
Gremfenpolitik durchzusetzen, da die studentische 
Mitwirkung aufgrund der Drittelparität nur schein 
bar ist, nur eine Älibifunktion nach außen er- 
füllt. Ein Protestschreiben der Studenten gegen 
die Ablehnung Kapplers wurde im Akademischen Se- 
nat von den Hochschullehrern und Rektoren abge- 
lehnt . 

Wir haben die Forderung an die Ausbildung, eine 
vÄfcereitung auf unsere Arbeit zu sein, die es 
uns ermöglicht, sich weitgehenst mit den Betrof- 
fenen zu solidarisieren und gegen deren Diszi- 
plinierung und Kriminalisierung Widerstand zu 
entwickeln. Diese formulierten Ansprüche stehen 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der perso- 
nellen Besetzung unserer Seminare. Bezogen auf 
unsere Erfahrungen mit der sich in den Gremien 
konkretisierenden reaktionären Personalpolitik 
des Rektorats, beschlossen wir am 2.11.72 einen 
aktiven unbefristeten Streik mit der Forderung 
.nach fortschrittlichen Dozenten. Darunter ver- 
stehen wir Hochschullehrer, die in der Lage sind, 
die Verbindung zu schaffen von marxistischer 
Analyse und gesellschaftlichen Erscheinungsfor- 
men, -auch im Bereich dbr Sozialarbeit-, die ge- 
sellschaftlichen Widersprüche aufzuzeigen und 
Handlungsanweisungen zu geben. Unser Kampf um 
fortschrittliche Lehrinhalte und Dozenten kon- 


kretisierte sich unter anderem an der 
Forderung nach Manfred Kappeier. Wir 
haben mit Manfred Kappe ler die Erfah- 
rung gemacht, daß er in der Lage ist, 
die geforderten Lehrinhalte zu ver- 
mitteln und die Forderung nach weiteren 
fortschrittlichen Dozenten durch äein 
solidarisches Verhalten unterstützt. Die 
politische Disziplinierung durch Schul- 
leitung und politischen Senat trat vor- 
erst verschleiert auf, so bedeutete der 
Brief des Senators Stein, in dem er den 
Streik illegalisierte , ein Druckmittel 
für die Dozenten, die sich nicht von 
dem Streik distanzierten, sondern ihn 
weiterhin unterstützten. 

Die Schulleitung und ein Großteil der 
Dozenten verweigerte jede Stellungnahme. 
Sie versuchten Manfred Kappeier in einer 
scheinbar moralischen Argumentation 
zur Loyalität gegenüber der inhaltlich 
nicht begründbaren Dozentengemeinschaft 
zu zwingen. Gerade gegenüber Lehrbeauf- 
tragten hat dieser "Zwang zur Loyali- 
tät" seine materielle Basis, dadurch, daß 
die Lehraufträge in Alleinentscheidung 
des Rektors in jedem Semester neu ver- 
geben werden. Die einzige Möglichkeit, 
die Schulleitung und einen Teil der Do- 
zenten zu einer Stellungnahme zu zwingen, 
war ein Go-In der Studenten in eine or- 
dentliche Akademische Senatssitzung. 

Am 23 . November 1972 kündigte Rektor 
Eberhard Kappelers Lehrauftrag für das 
Fach Sozialpädagogik mit sofortiger Wir- 
kung und wie daraufhin, daß für das 
Sommer Semester 73 kein weiterer Lehr- 
auftrag vorgesehen sei, Eberhard be- 
gründete die Kündigung unter anderem da- 
mit, daß Kappeier gemeinsam mit anderen 


eine ordentliche Sitzung des Akademischen 
Senats gestört, behindert und die Se- 
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natsmitglieder mehrere Stunden daran 
gehindert habe, den Sitzungsrauin zu ver- 
lassen. Ebenso betroffen von der Kündi- 
gung waren über die Hälfte der Studenten 
des 6. Semesters, die kurz vor dem Ex- 
amen standen, ch Manfred Kappeier durch 
seine Lehrtätigkeit -in seinen obliga- 
torischen Seminaren prüfungsberechtigt 
war. So war mit einem Kündigungsschrei- 
ben die politische Disziplinierung von 
61 Personen sichergestellt. Eine weitere 
offene Verschärfung war die Reaktion des 
Herrn Senators für Wissenschaft und Kunst^ 
der eine Strafanzeige gegen "Unbekannt” 
wegen "Nötigung und Freiheitsberaubung" 
stellte, die jetzt von der politischen 
Polizei bearbeitet wird. 

In den folgenden Wochen konnte einer- 
seits durch die juristische Unkenntnis 
des Rektors eine einstweilige Verfügung 
erwirkt werden, andererseits wurde durch 
die Weiterführung der Seminare Manfred 
Kappelers bei massenhafter Anwesenheit 
der Studenten verschärfte Staatseingrif- 
fe während der Prüfung verhindert. (Die- 
se waren in einem Brief vom 15.11. ange- 
kündigt worden). 


Arbeite rk i nd e r 1 ade n sucht eine Ganztagskraft 
( männlich) - abgeschlossene Ausbildung als 
Sozialarbeiter oder Erzieher (mit Praxiser- 
fahrung) - BAT VI b 

Tel.: 303 15 09 Christa Weisel 

u.°31 49 92 Dagmar Schilling 


Für das SS 73 zeichnet sich folgende 
Situation abi alle Semester der Fach- 
hochschule fordern massiv Seminare mit 
Manfred Kappeier, in der Studentenschaft 
wird zur Zeit diskutiert, ob Maßnahmen 
gegen die vom Rektorat im Gegensatz dazu 
eingesetzten Dozenten ergrifien werden. 
Die Studenten der Oberstufe haben für die 
Vertiefungsgebiete, die einen wichtigen 
Teil der Ausbildung darstellen, die freie 
Wahl der Dozenten und damit der Prüfer 
gefordert. Diese Forderung steht in Ver- 
bindung mit der von den Studenten erar- 
beiteten Konzeption für die Vertiefungs- 
gebiete, die einer Ausweitung und Prä! 


Zitierung der von uns formulierten Anforderungen 
an die Ausbildung entspricht und eine angemessene 
personelle Besetzung notwendig macht. Die Ein- 
stellung der von uns geforderten Lehrbeauftragten, 
u.a. auch Manfred Kappeier, wurde vom Rektorat 
abgelehnt. Die Oberstufe hat bereits einen der 
von den Dozenten diktierten Vertiefungsgebiete V 
durchzuführen und eine Durchführung der Vertie- 
fungsgebiete nach ihrer Vorstellung auch gegen den 
Beschluß des Akademischen Senats durchzuheizen. 


und Lehre, für Lernende und Lehrende, ist solange 
geduldet, wie die Auseinandersetzungen auf ab- 
strakt, theoretischer Ebene geführt werden; die 
Entwicklung an der Fachhochschule, die mit der 
inhaltlichen Dis kussion um die Berufsperspektive 
verbunden war und ist, zeigt, daß dieses Zuge- 
ständnis an einen Wissenschaftspluralismus zur 
Farce wird und vom Staatsapparat mit allen Mitteln 
e ampft wird, wo theoretische Auseinandersetzung- 
en zu praktischen Handlungsanweisungen werden! 


Studentengruppe an der FHSB, 


Unter den Stichwort " Berufsperspektiven " 
führte der Verband der Studentenschaften an Fach- 
hochschulen und höheren Fachschulen in der BRD uid 
Westberlin eine Tagung durch. 

Es trafen sich ca. 80 -Too Sozialarbeiterstudente: 
von ca. T5 Fachhochschulen der BRD und Westberlin 
un Bit Praktikern über die Verwirklichung von 
fortschrittlichen Zielvorstellungen der Sozial- 
arbeit zu diskutieren. 

Al. Ergebnis dieser Tagung wird gefordert, diese 
Diakue.ion so früh wie möglich zu suchen und 
in einem so übergeordneten Rahmen wie der SVI 
es leisten kanu, ao oft wie möglich durchzu- 
führen. 

Aus dieser Diskussion heraus entstand auch die 
Forderung su mehreren Sozialarbeiter ins "Aut" 

•» g.h.n ( .loh .o früh wie möglich zu organi- 
.leren ), u> auf dieser Basl. Veränderungen 
su bewirken. 6 

f 01 *-™ 1 4#n •i“**lB.n Schulen tow größere! 
•♦•«•«Mb.. Material z.B. 

Aber Bevölkerungsstruktur, Ht.i üb.r Juw.nÄ 

■^■•rigk.it in ■ ■■ . — . n ge.tellt ward.. _ 

in. la lah tar su erwe*lichan. 


SVI-Tagung vom 6.4. -8.4.73 in Hann. Münden 


sichtlich in der letzten Okt 8 ^ 8 ’ die TOrau8_ 
stattfinden wird wäre «“Oktoberwoche des Jahre 

noch zahlreicher PraktikeT. n0tWendig ’ daß sich 

Bereichen der Sozialarb.ft ! verschiedenen 
Städten an dieser Diskus'sLr^eili^nf eden# 
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Thesen zur Einschätzung des Georg -von-Rauch-Hauses als 
Bestandteil proletarischer Stadtteilarbeit 


Uber den Abschluß der Verhandlungen zwischen den 
Bewohnern des Georg-v. -Rauch-Hauses und der Se- 
natsverwaltung für Familie, Jugend und Sport und 
die Entwicklung bis zu diesem Zeitpunkt ist inzwi- 
schen von verschiedenen politischen Gruppen und 
Autorenkollektiven, die sich mit den Jugendlichen 
in ihren Auseinandersetzungen mit dem Staatsappa- 
rat solidarisierten, sowie von den Jugendlichen 
des Rauch-Hauses selbst ausführlich berichtet wor- 
den. Auch aus der Sozialbürokratie sind inzwischen 
einige apologetische Darstellungen zu dem einjähri- 
gen Streit um einen "Nutzungsvertrag" veröffent- 
licht worden. 


R schließen uns im wesentlichen der Einschätzung 
Arbeit des G.v. Rauch-Hauses an, die vor einigen 
Monaten in der Zeitschrift "Erziehung und Klassen- 
kampf" Nr. 7/1972 von M. Kappeier, M. Liebei, U. 
Maier, M. Rabatsch und R. Schmalzried geleistet wur- 
de und die den wackeren Sozialdemokraten Mertach 
veranlaßte, im Berliner Abgeordnetenhaus ein Be- 
rufsverbot gegen die genannten Autoren, "soweit sie 
im öffentlichen Dienst beschäftigt sind", zu for- 
dern. (s. das Flugblatt aus "Erziehung und Klassen- 
kampf " Nr. 9, das in dieser SPK-Ausgabe dokumen- 


tiert wird.) Dieser Berufsverbotsantrag stellt ent- 
sprechend seinem parlamentarischen Aufwand einen 
Höhepunkt innerhalb der Reihe von bürokratischen 
Disziplinierungsmaßnahmen gegen die genannten So- 
zialarbeiter und Sozialpädagogen dar, die sich zu- 
gleich gegen die Jugendlichen des G.v. Rauch-Hauses 
und alle, die sich für deren Interessen einsetzen, 
richten. (VgL. auch den Versuch der Sozialbürokratie, 
den Sozialarbeitern mittels der "Aussagepflicht" 
i5gaben über die Entwicklung der Selbstorganisation 


zu erpressen (SPK Nr. 22 — 26)). 

Der Verbotsantrag richtet sich darüber hinaus gegen 
alle diejenigen Kollegen, die sich auf die Seite 


der von der Jugend- und Sozialhilfe Betroffenen 
stellen. Der Verbotsantrag richtet sich weiter ge- 
gen die Tätigkeit der sozialistischen Intelligenz 
im Ausbildungsbereich. '^ en Autoren 

gilt darum unsere Solidarität und aktive Unter- 
stützung. 


Im folgenden wollen wir im Anschluß an die bisher 
vorliegenden Veröffentlichungen auf einige Gesichts- 
punkte der am Beispiel des G.v. Rauch— Hauses erprob- 
ten sozialistischen Jugendarbeit hinweisen, die wei- 
ter reflektiert und bearbeitet werden müssen. 


I. Für die Sozial- und Jugendarbeit ist das G.v. 
Rauch-Haus vor allem als Negativbeispiel von Be- 
deutung: Das G.v. Rauch-Haus konnte und kann nicht 
als "sozialpädagogisches Reformmodell" vereinnamt 
werden, sondern bedeutet durch die Realisierung des 
Prinzips der kollektiven Selbstorganisation des ei- 
genen Lebens das direkte Gegenteil. Statt "gesell- 
schaftlicher Integration" und "sozialpädagogischer" 
Beschwichtigung durch die offizielle "Jugendfrei— 
zeitarbeit" ist hier von den Jugendlichen selbst ein 
sozialistisches Jugendzentrum errichtet worden, das 
die politische Arbeit dieser Jugendlichen in Ausbil- 
dung und Beruf wesentlich unterstützt. Die Stabili- 
sierung ehemals deklassierter Jugendlichen im Kol- 
lektiv konnte nur gelingen innerhalb eines Ansatzes 
der Selbstorganisation der Arbeiterjugend. 

II. Was ist nun mit dem Begriff "Selbstorganisation" 
gemeint? " Die Parole von der Selbstorganisation ist 
also zunächst als Versuch der Abgrenzung gegen alle 
Versuche der Bevormundung zu verstehen. Sie bezieht 
sich zuallererst auf die Bereiche, in denen eine ei- 
genständige politische Organisierung dieser Arbeiter- 
jugendlichen am ehesten möglich erscheint: den Frei- 
zeit- und Wohnbereich; und zielt auf verbesserte 
Ausgangsbedingungen dieser Jugendlichen für den po- 
litischen und ökonomischen Kampf. Sie beinhaltet ei- 
ne besondere Chance zur Stärkung des kollektiven 
Selbstbewußtseins und Kampfwillens von ansonsten von 

Vereinzelung bedrohten Teilen der Arbeiterjugend. 

Als Ausdruck antibürokratischer und antiautoritärer 
Abgrenzung und Selbstbehauptung schließt sie zwar 
bestimmte, die Spontaneität der Massen und die Selb- 
ständigkeit der Arbeiterjugend negierende Formen der 
Organisation und des Kampfes aus, enthält jedoch 
noch keine positiven inhaltlichen Bestimmungen der 

Strategie ui*d Taktik im Klassenkampf 

D.h., es geht um die Frage, wie das Verhältnis Ton 
Praxis und Theorie, von Kämpfen und Lernen, im Hin- 
blick auf die notwendige Organisierung der Arbeiter- 
jugend bestimmt werden muß. Gelingt die Vermittlung 
dieser Momente nicht, so zerreiben sich die Subjekte 
entweder in purem sub jektivistischem Aktionismus, der 
immer auf Provokationen und unmittelbar erfahrbares 
Leiden reagiert, ohne den Kampf strategisch planen 
zu können, oder sie f etischisieren die Notwendigkeit 
von Organisation und Theorie in einer Weise, die die 
Individuen von ihren Erfahrungs Zusammenhängen und 
Bedürfnissen abschneidet und jede Spontaneität er- 
stickt.* (aus: Erz. und Kl.kampf, s.o., S. 58) 
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Zur weiteren fortschreitenden Organisierung der Ar- 
beiterjugend gehört die Erkenntnis, daß sozialisti- 
sche Jugendzentren - die die Bereiche Wohnen und 
Freizeit erfassen - nur Hilfs-, Jedoch keine Ersatz- 
funktionen für die notwendige Organisierung im Be- 
reich der Produktion haben können. Sozialistische 
Jugendzentren bieten nur sinnvolle organisatorische 
Hilfsmittel (Räume, Kommunikations- und Wohnzusammen- 
hang, gegenseitige Unterstützung und Erziehung usw.J 
aber definieren noch nicht Inhalt und Ziel organi- 
sierten politischen Handelns, das am Arbeitsbereich 
(Betriebsebene und Gewerkschaften) ansetzen und in 
einen allgemeinen politischen Aktionszusammenhang 
(proletarische Massenorganisation) eingebunden s ein 
muß« 

III, Als Bestandteil der Stadtteilarbeit ist das G.v« 

Rauch-Haus entsprechend seiner Vorgeschichte mit der- 
Abwehr gegen die Verschlechterung der Lebensbedin- 
gungen durch die umfassende Anpassung der städte- 
baulichen, infrastrukturellen und allgemeinen wirt- 


schaftlichen Gegebenheiten im lokalen Raum an die 
Anforderungen der kapitalistischen Entwicklung ver- 
bunden« 

Die Brutalität der Reaktionen des Staatsapparates 
auf Ansätze der Organisation der Lohnabhänigen im 
Reproduktionsbereich zeigen sich derzeit exemplarisch 
in Frankfurt: obgleich einfache Haus besetz ungen noch 
nicht mit Arbeitskämpfen Zusammenhängen, provozieren 
sie den Einsatz des Unterdrückungsapparats der Herr- 
schenden, da solche Aktionen den Lohnabhängigen im 
Stadtteil exemplarisch die Unmenschlichkeit 
kapitalistischen Eigentums (hier 

Grund und Boden) und die Unterwerfung aller Lebens- 
bereiche unter die Verfügungsmacht des Kapitals zu- 
nehmend sichtbar machen« Hausbesetzungen und ähnli- 
che Aktionen können darüberhinaus ein Bewußtsein 
von der Möglichkeit und Notwendigkeit von Gegenwehr 
und Organisierung vermitteln und die Eskalations- 
stufen des Gewaltpotentials des kapitalistischen 
Systems und seines Staatsapparats deutlich machen« 

Zwar fand ®it der Besetzung des G«v« Rauch-Haus es 
trotz mehrfacher Androhungen aus verschiedenen Grün- 
den (s.u«) keine Räumung des Häuses statt, (wenn 
auch verschiedene Polizeirazaien und andere Provo- 
kationen eine Räumung vorbereiten sollten). Doch die 
Entstehung und Entwicklung des G*v. Rauch-Hauses ist- 
wie die Hausbesetzungen in Frankfurt und anderswo - 
Bestandteil der Abwahrkämpfe von Teilen der Bevöl— 
kerung gegen die vom Kapital gesteuerten Sanierungs*- 
maßnahmen, die allgemeine Verschlechterung der Le- 
bensbedingungen und die wirtschaftlichen Polarisie- 
rungsprozesse. Die Bewohner des Rauch-Hauses gehen 
Jedoch über den Akt der Besetzung und des Bewoh- 
nen« hinaus, indem sie ihren Reproduktionsbereich 
insgesamt organisieren« 


Las bisher Ausg.efUh.rte reicht zu einer theoretischen 
Einschätzung des Stellenwerts des G,v, Rauch- Haus es 
für den politischen Kampf noch nicht aus. Es be- 
darf dazu noch einer näheren Bestimmung des Verhält- 
nisses von politischer Arbeit im Produktionsbereich 
und im Reproduktionsbereich, Dies gilt ebenso für 
die Beurteilung von verschiedenen Konzeptionen von 

Stadtteilarbeit, 


IV* Für das Nachgeben der Senats Verwaltung waren 
neben der Breite der Protestbewegung zur Unterstüt- 
zung der Jugendlichen sowie dem Widerstand der Ju- 
gendlichen selbst maßgeblich vor allem die Dysfunk— 
tionalität der öffentlichen Jugendpflege und Heim- 
erziehung: Wäre eine Kontrolle des Rauch-Hauses ge- 
lungen, wäre hier allenfalls eine Jugendarbeit an 
der langen Leine bei politischem Substanzverlust a.es 
Kollektivs zustandegekommen. In einem effektiven 
Schnellverfahren hätten Trebegänger durch gleiche 
altrige Arbeiter Jugendliche sozialisiert" werden 
sollen und es hätten politisch folgenlose Freizeit 
beschäftigungen - alles beim Schein von "Selbstbe^ 
Stimmung", "Kooperation" und "Koordination" — entc 
wickelt werden können. 


Die Konflikte zwischen den unterschiedlichen Frak- 
tionen innerhalb des Staatsapparats bezogen sich ail £ 
die Gewichtung der Jeweiligen Mittel zur Abschaffung 
des Rauch-Hauses als einem Teil proletarischer 
Stadtteilarheit (Skala von der Räumung durch Poli- 
zeieinsatz bis zur sozialpädagogischen Integration) 
Diese unterschiedliche Gewichtung der Interventions- 
maßnahmen ist für das taktische Abwehrverhalten von 
Bedeutung. Die Jugendlichen haben bald erkannt, daß 
subjektive Überzeugungen einzelner Staatsbedienste- 
ter, das "Beste zu wollen" und "im Interesse der Ju- 
gendlichen zu handeln" usw. , auch moralisch aner- 
kennenswerte Überzeugungen oder fortschrittliche po_ 
litische Einstellungen nichts daran ändern, daß si e 
innerhalb' vorgegebener Grenzen objektiv nur i m 
Systeminteresse handeln können. 


Bei den Auseinandersetzungen um den "Nutzungsver- 
trag" handelte es sich nicht um zwei "gleichberech- 
tigte Verhandlungspartner", sondern um einen Teil, 
der Staatsbürokratie, der einen "illegalen Akt" fü r 
die Losung der Widersprüchlichkeiten der aDzialpäda- 
gogischen "Hilf e-"apparatur funktionalisieren woll^ 
te auf der einen Seite, und um Arbeiter Jugendliche 
die sich entschlossen haben, ihre Interessen i m po l 
litischen Kampf durchzusetzen auf der anderen Seite 
- sowohl in den Verhandlungen als auch bei der Ab- * 
wehr von Überfällen auf das Rauch-Haus. In der Aus- 
einandersetzung mit den innerhalb ihrer Biografie 
als Unterdrücker tätig gewordenen Instanzen ent- 
wickelte sich im Zeitraffertempo ein Prozeß politi- 
scher Sozialisation, in dem auch die deklassierten 
Jugendlichen in die Gruppe der Ar beiter Jugendlichen 
reintigriert wurden. 




Unabhängig vom "subjektiven guten Willen" einzelner 
Lohnabhängiger im Apparat und auch einiger leiten- 
der Funktionäre konnte die Sozialbürokratie besten- 
falls dem Kollektiv die ITobleme deklassierter Ju- 
gendlicher übertragen, in der Absicht, ein zur Zeit 
dringlicheres Problem (Ineffektivität des Kontroll- 
repertoires im Randgruppenbereich) loszuwerden, und 
dabei gleichzeitig die Entwicklung des Hause® kon- 
trollieren und steuern zu können® 

V. Es ist notwendig, die Verschiedenheit der prole- 
tarischen Selbstorganisation im Rahmen bestimmter 
Konzeptionen von Stadtteilarbeit gegenüber einem 
noch so "reformfreudigen" sozialpädagogischen Han- 
deln, das um Rücksichten auf den Anstellungsträger 
nicht herumkommt, klar herauszustellen. Ebenso ist 
es notwendig, die Unterschiedlichkeit der politi- 
schen Aktionsmöglichkeiten in beiden Bereichen zu 
charakterisieren. Die Situation fortschrittlicher 
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Sozialarbeiter, SAmialpädagogen und Lahrar i» Staat*»» 
apparat wird durch diese objektiven Beschränkungen 
individueller Aktionsmöglichkeit an aufgrund insti- 
tutioneller Anforderungen deutlich i Heben dam Kampf 
für die Xtiebaaeaeamgrdag objektiv für die Qualifi- 
zierung der Arbeitskraft notwendigen Tätigkeiten 
(- dazu gehört auch der Kampf um bessere Arbeits- 
bedingungen - ) müssen die abgeforderten Diazipli- 
nierungs- und Kontrolltätigkeiten blockiert werden. 
Dadurch können dann gesellschaftverändernde Im- 
pulse politischer Gruppen in bestimmtem Umfang"von 
innen" abgesichert werden® 

Aber weder die Forcierung von Hausbesetzungen, noch 
von ganz bestimmten "sozialpädagogischen Reformen" 

- oder allgemein: von Kämpfen für die Verbesserung 
der Reproduktionsbedingungen - bewirken für sich. 
allein einet grundsätzliche Veränderung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse, sondern nur die Beteili- 
gung an dem Prozeß der allgemeinen politischen Or- 
ganisierung der Lohnabhängigen unter Führung der 
Arbeiterklasse®. 


BEMERKUNGEN ZUR REICHEL -STELLUNGNAHME 


Ä SEKS: EKTiäsShSr — 

Vorbemerkung;: 

für^onfli ilat " ten der Senatsverwaltung 
der Bitte ih^ U ^ en n^ Und Sport zugeschickt mit 
liehen Was vn a heu ?. n Rundbrief" zu veröffent- 
"Neue Rundbrief" den - Standl6en Beteuerungen, der 
die Disküssionk Se i ® lne offene Plattform für 
sich dlrin fl- de J. "Basis" p halten ist, zeigt 

weia-ert niU»^ SS S 1 ? Redaktion sic -b schlicht 
dessen Beitra S abzudrucken. Statt- 

" Neuen Rnnflhi S p e „ ln der k °ramenden Nummer des 
fl 16fS eine wehere Senats-"Stel- 
Spnf^ hine ’ diesmal von Rüdiger Barasch. Die 

Senatsverwaltung scheint es nötig zu haben! Da 

in der Stellungnahme" von Ilse Reichel 
mmp s massiv, in teilweise denunziatorischer 
Spi? W0I> den sind, sind wir der 

der ü™ dankbar > dass sie unsere Erwie- 

derung veröffentlicht. 

Schl?ok dar: ''^ tskam P a S ne zur Verhinderung der 
Juüenflo SUn § des Georg-vonRauch-Hauses hat die 
Reichel zu einem Recht-' 
z um Jiio'l S f Ve 1 rsuc ^ veranlasst ("Stellungnahme 
Kreuzb!rfrv n i?° Uektiv des Jugendzentrums . 
Seite 4 - 0 - 46 ) * ’ ln : ^ euer Rundbrief 4/72* 

Ilse Reichel -u ■, 

vermittelt t üa "? < ^ ami 't zusätzlich Einblicke 
traten i m c^ 11 <a - ie Rolle, die linke Sozialdemo- 
bürokratie ! aat5a PPurat , zumal in der Sozial- 
spielen hah^ a ^ )1 T tad ^ stisci:ler Gesellschaften zu 
schaf tlir ho w ®nn dlse Reichel die "leiden- 

wicklung des S te:L -)-nahme" (&. 40) an der Ent- 
positiv" (s Xvf Ca '" dIauses a ^ s "ausgesprochen 
schein von Ve^f- e ? pfindet ’ erweckt sie den An- 
ungen und Erf*h^ andnis fur die La bensbeding- 
lichen mit d er q^ e ?v. der Rau ch-Haus-Jugend- 
keit dient ^ 1 iJ burokratie * In Wirklich- 

gung der TTnt-ovJ* S^fHungsnahme der Rechtferti- 

administration^^i o U S^ SmaS ^ nabLmen der Sozial " 

diese Massnah * Sle kann ni °ht verhindern, dass 

einer Machtet* Pf en das Kolle ^iv a ^ Teil 
p litik des Senats erkennbar werden. 


Ilse Reichel 
Vollstrecker 
sucht, dass 
Jugendlichen 


macht sich letztlich zum flexiblen 
einer Politik, die zu verhindern 
sich . die Interessen der Arbeiter- 
politischen Ausdruck verschaffen. 


i-iunrnar 


_ - . -n v— — ergreift an keiner Stelle 

Partei für die Jugendlichen gegen die^enie-en 
Kräfte und Personen, die seit langem das Rauch- 
Haus zum Teufel wünschen und zimperlich in de^ 


Wahl der Methoden sind( Polizeira- 
zzien, Diffamierungen, Disziplinierungen der 
Sozialarbeiter im Bezirksamt Kreuzberg usw.). 
Stattdessen unterstützt sie die Diffamierungs- 
kampagne, indem sie das selbstbewusste Verhal- 
ten des Kollektivs unter Berufung auf den viel- 
seitig verwendbaren Horst Eberhard Richter als 
"paranoide kämpferische Gruppenstimmung" (s.46) 
denunziert .und als manipulatives Teufelswerk 
einiger Berater und erwachsener Mitglieder des 
Kollektivs" (S. 46) hinstellt, die " von vorne- 
herein die eingeleiteten Kooperationsprozesse 
unterminierten und innerhalb eines bedingungs- 
losen Kampfes gegen die reformwillige Staats- 
apparatur alle meine Bemühungen 'als' taktische 
Manöver entlarvten’. Sie haben entscheidenden 

Anteil " (S. 46) usw. usw. 

Damit beschuldigt Ilse Reichel dieselben Leute 
der Manipulation und Verführung, deren sie und 
ihre Mitarbeiter sich zuvor monatelang selber 
zu bedienen versucht hatten, um das Kollektiv 
in ihrem Sinne zu lenken. Offensichtlich können 
sich die Senatsbeamten Arbeiterjugendliche nur 
als zu manipulierende Objekte vorstellen, die 
ihre Interessen nicht selber erkennen und ver- 
treten können. 


Damit trägt Ilse Reichel aber auch in massiver 
Weise dazu bei, fortschrittliche Pädagogen und 
Sozialarbeiter im öffentlichen Dienst einem mög- 
lichen Berufsverbot auszuliefem. Erinnert sei 
an die Drohungen, die der CDU-Abgeordnete 
Wischner am 23.1.73 in Anwesenheit und ohne Wi- 
derspruch von Ilse Reichel im Ausschuss für 
Familie, Jugend und Sport des Abgeordaetenhau- 
ses ausstiess: "Nun noch ein paar Worte zu den 
Beratern, ich würde eher sagen ' Indoktrinatorenl 
Sowohl der SPD-Ab ge ordnete Mertsch als auch ich 
haben vor mehreren Monaten im Plenum auf das 
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Treiben dieser Leute hingewiesen und den Senat 
gebeten, geeignete Schritte zu unternehmen, um 
das fragwürdige Verhalten dieser Personen einer 
genauen Beobachtung und Prüfung zu unterziehen. 
Leider haben wir bislang nichts mehr davon ge- 
hört, obwohl wir auch aufgrund der bekannten 
Veröffentlichungen ziemlich sicher sind, dass 
ihre Einstellung zum Grundgesetz- teilweise sind 
sie sogar Beamte des Landes Berlin- mehr als 
zweifelhaft ist.” 


legte. Die Jugendlichen haben erkannt, dass 
sich hinter Flosskeln wie: "Wenn einer der Ver- 
tragschliessanden den Verpflichtungen aus die- 
sem Vertrag beharrlich zuwiderhandelt, -ist der 
andere Vertragsschliessende berechtigt... zu 
•kündigen” (Aus Paragraph 17 der Nutzungsverein- 
barung) - die nackte Staatsgewalt verbirgt, von 
der - nach all den unerfreulichen Erfahrungen - 
noch einiges weitere unerfreuliche zu erwarten 
sein würde. 


Ilse Reichel will in ihrer "Stellungnahme" den 
Eindruck erwecken, die Senatsverwaltung für Fa- 
milie, Jugend und Sport sei schier unermüdlich 
bemüht gewesen, sich "immer und immer wieder " 
den Jugsndlichen im Rauch-Haus" als partiellen 
Bündnispartner anzubieten" (S. 45), während 
die J^endlichen und vor allem ihre "Berater" 
die Jugendbehörde zum Aussenfeind Nummer 1 
hochstilisiert (S. 46) und alles daran gesetzt 
hätten, die "Demokratisch- sozialstaatlichen 

Veränderungsversuche" (S. 44) der Reichel- 
Mannschaft zu unterminieren. 

In Wirklichkeit musste das Rauch-Haus-Kollek- 
tiv gerade gegenüber der Kreuzberger und der 
Senats- Sozialbürokratie seit der Besetzung 
im Dezember 1971 immer wieder immense An- 
strengungen unternehmen, um zu verhindern, 
dass das Rauch-FIaus in einem System von Auf- 
lagen, Kontrollbestimmungen und Kontrollver- 
suchen erstickte, die unter Hinv/eis auf die 
angebliche Rechtslage durchzusetzen versucht 
wurden. Hätten die Jugendlichen auf den Wider- 
stand dagegen verzichtet, so stünde die Selbst- 
organisation heute bestenfalls noch auf dem 
Papier, und das Rauch-Haus würde sich kaum 
noch in nennenswertem Masse von der noch im- 
mer vorherrschenden Art vor. Jugendwohnheimen 
und Fürsorgeheimen unterscheiden. Man verglei- 
che die Belege hierfür in der Dokumentation 
des Rauch-Hauses "KÄMPFEN, LERNEN, LEBEN" und 
Ln unserem Artikel :hrift "Erzieh- 

ung und Klassen^ampf " (Nr. 7/72, Ein Ansatz 
proletarischer Jugendarbeit im Stadtteil"), 
die trotz ansonsten ausgiebiger Zitierung 
weder in der "Stellungnahme" noch in der Se- 
nats- und Bezirksamts-off iziellen Dokumenta- 
tion in der Zeitschrift "Soziale Arbeit" (6/ 

72 und 7/72) Erwähnung finden. 

Ilse Reichel regt sich unheimlich auf, dass 
wir von "Kämpfen gegen den Staatsapparat" 
sprechen, und wird nicht müde, entsprechende 
Stellen aus unserem Artikel zu zitieren. Wer 
die Praxis der im Rauch-Haus lebenden Jugend- 
lichen kennt, ihre Selbstdarstellungen und 
unsere Ausführungen in dem als Provokation 
empfundenen Artikel im Zusammenhang (und nicht 
bloss in Form herausgerissener Kurzzitate) 
studiert, . dem wird nicht verborgen bleiben, 
dass an keiner einzigen Stelle:., und bei keiner 
Gelegenheit die Ansicht vertreten wurde, die 
40 bis 70 . im Rauch-Haus lebenden Arbeiter^u- 
gendlichen könnten den Staat in Form des Ber- 
liner Senats und seiner Verv/altungsapparatur 
gewaltsam über den Haufen rennen. In den 
Kämpfen des Rauch-Hauses "gegen den Staats- 
apparat" ist das überhaupt nicht das wesent- 
liche Problem: die Kämpfe wurden und werden 
geführt, um zu verhindern , dass" den Jugend- 
lichen Lebens- und politische Handlungsmög- 
lichkeiten genommen werden, die sie mit der 
Besetzung des Rauch-Hauses sich errungen haben. 

Wie notwendig und wahrscheinlich weitere Aus- 
einandersetzungen zwischen dem Kollektiv und 
Ilse Reichels Senatsverwaltung sind, macht 
gerade die Entstehungsgeschiehte und der In- 
halt der Nutzungsvereinbarung deutlich, die 
Ende Januar doch noch abgeschlossen wurde. 

Ihre "sehr ins Einzelne gehende Regelungen..., 
die insbesondere Aussenstehenden als ein for- 
malistisch-bürokratisches 'Gestrüpp von Pa- 
ragraphen' erscheinen können" (Stellungnah: 

S. 40), demonstrieren den Schein von Gleich- 
heit von Rauch-Haus und Senat, um das in Wahr- 
heit konstituierte "besondere Gewaltenverhält- 
nis" zu verschleiern, dem sich zu unterwerfen 
de». Kollektiv schlicht per Kündigung nahe- 


Dem am letzten Tag der Kündigungsfrist noch 
zustande gekommenen Vertragsabschluss gingen 
einige Etappen voraus, die zum besseren Ver- 
ständnis der Ge samt ent wie klung hier noch ein- 
mal kurz aufgezeigt werden sollen. Im Vorder- 
grund der Politik der Sozialbürokratie gegen- 
über dem Kollektiv stand bis zum Entwurf der 
"endgültigen Nut zungs Vereinbarung" im Herbst 
1972 die Integrationsabsicht. Als durch den 
konsequenten politischen Kampf des Kollektivs 
gegen "Integration" und Bevormundung dem Senat 
klar wurde, dass die Chance der entpolitisier- 
enden Integration in die Senats.lugendpolitik 
nicht mehr bestand, wurde die konkrete Politik 
des Senats und Bezirksamtes zunehmend von de-' 
direkten Unterdrückungsfunktion des kapitalis- 
tischen Staatsapparates bestimmt. Als die Ver 
handlangen im Oktober "scheiterten", wurde vo- 
Seiten der Senatsbürokratie zielstrebig die * 
Schliessung des Rauch-Hauses vorbereitet, die 
allerdings im Interesse der f ormaldemokratische 
ho ;itination des bürgerlichen Staates möglichst 
"gewaltlos" und wenig spektakulär über die £ üb^- 
ne gehen sollte. .Die Strategie des Senats vol^ 
zog sich auf 5 Ebenen: 

1 . Statt sich mit der politischen Praxis des 

Ko lieht! vs inhaltlich auseinanderzusetzen, wu-rr? 

ädelsführer"theorie" das Kollektiv ±e 
zun bedauernswerten Manipulationsob f jekt einige 
"Linksradihalen" stilisiert, deren politisches 
Unwesen es eigentlich zu he' rümpfen gälte- und 
vor deren Indoktrination die Jugendlichen zu 
schützen seien. 

2. Mit dem Hinweis "die Ratten verlassen das 

sinkende Bekiff" sollte der Bevölkerung ein"" 
Verfallsprozess des Kollektivs suggeriert wer- 
den. (vgl. die Stellungnahme der Kreuzberger 
Jusos im Extra-Dienst vom 3.1.1973: " 1. Nach- 
ruf auf das Georr-von-Rauch-Hous" , mit der ^Be- 
hauptung, dass sich nur noch 2 : - Jugendliche ^ 
Kollektiv befänden). " * m 

5. Damit verbunden wurde die bewusste Fal^h 
Information verbreitet, dass es si c v hei K n ~ 
"Eestkollektiv" um Pommunistiscb ^elenKte' 
beiter jugendliche handele., alle ehemaligen 
Trebegänger ausgestossen worden seinen und 
:eme Trebegänger mehr aufgenomme- würden 
Diese Behauptung sollte die Legitimation für 
die Erklärung des Scheiterns des sozialpä- 
dagogischen Experiments" und der Notwendige Ä 
dN Schliessung iiefem, sowie die Isolierung 
deo Kollektivs bezwecken. ‘ 0 

Das Hausfc-Haus-Kollektiv durchkreuzte aller 
dings diese Strategie durch die Entfaltung ei 
ner weit über Berlin hinausreichenden KampaNk 
in deren /erlauf sich zahlreiche Individuen“ ' ’ 
und Organisationen, vor allem Jugendliche und 
die sog. Fachof fentlichkeit mit dem Rauch- 
üaus solidarisierten, und die eine Reihe ‘ähn 
licher Jugendinitiativen in der BRD und' West- 
berlin bewirkte. *esp- 

Damit wurde für den Senat erkennbar, dass es 
eine stillschweigende Schliessung des Rauch- 
:.auses nicht geben würde. In dieser Situation 
war er gezwungen, an den Verhandlungstisch zu 
ruckzukehren und mit der Akzeptierung wesentlk 
eher, lange auf dem Tisch liegender Forderung 
des Kollektivs (Wegfall der fristlosen Kündi S 
gung und Einschränkung der Kontrollmöglichkei - 
ten, bzw. Heimaufsicht) die materiellen Voraus 
fen ZUnS ' en fÜP den Vertra Ssabschluss zu schaf- 


Dieses notwendig gewordene Eingehen. auf die 
Forderungen des Kollektivs wurde nun gegen- 
über der Öffentlichkeit so’ gerechtfertigt, 
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dass die Jugendlichen sich von den "Ideolo- 
gen” abgewandt hätten und dem positiven Ein- 
fluss "eines Mannes der Kirche" (Superinten- 
dent Dr. Rhein aus Kreuzberg) gefolgt seien. 

Seit der Unterzeichnung des Vertrages wird 
nun wieder voll die Integrationspolitik ver- 
folgt mit der Betonung der zunehmenden Unab- 
hängigkeit des Kollektivs von den Beratern und 


der wachsenden "Kooperationsb'ereitschaf t" der. 
Jugendlichen gegenüber dem Senat. Das Kollektiv 
hat mit der Herausgabe der neuesten Rauch-Haus- 
Zeitung ("1 : 0 fürs Rauch-Haus") und der Neu- 
auflage der erv/eiterten Dokumentation "KÄMPFEN 
LERNEN LEBEN" zu dieser Erklärung inzwischen, 
eindeutig Stellung genommen. (Zeitung und Doku- 
mentation sind über das Rauch-Haus, 1 Berlin36, 
Mariannenplatz 1 a, zu beziehen.) 


Resolution der vÖTV- Betriebsgruppe 

Am 6.12.1972 stellte die Betriebsgruppe des Bezirks- 
amtes Kreutberg der ÖTV die Forderung nach e iner 
Tariferhöhung um einen einheitlichen Festbetrag von 
200* — DM für alle Kollegen auf. 

Diese Förderung, die in gleicher oder ähnlicher Hö- 
he, aus zahlreichen anderen Abteilungen . und Betriebs- 
gruppen gekommen ist, hat zum Ziel, das »eitere Aus- 
einanderklaffen der Lohn- und Gehaltsschere und da- 
mit die verstärkte, im Interesse der Arbeitgeber lie- 
gende Spaltung der Kollegen zu verhindern und den 
•sistenznotwendigen Mindestlohn für die Kollegen der 
unteren Lohn- und Gehaltsatufen zu sichern, die am 
meisten von den Preissteigerungen betroffen sind. 

Der Festbetrag von DM 200® — ist keine aus der 
Luft gegriffene Forderung, sondern bedeutet für die 
Empfänger von durchschnittlichen Löhnen und Gehäl- 
tern lediglieh die Beibehaltung ihres Lebensstan- 
dards, denn außer den Netto-Preissteigerungen von 
mindestens 6,9# ( in Berlin 7»9# ) sind die Beiträ- 
ge zur Sozial- und Arbeitslosenversicherung gestie- 
gen, weitere Prozentanteile werden durch die Steueo>- 
progression aufgesogen und grundsätzlich zahlen ge- 
rade viele Berliner Kollegen seit dem 1.1.1973 
erhöhte Mieten. 

Wir müssen daher schärfstens dagegen protestieren, 
haß die Große Tarifkommission sich bei der Aufstel— 
^^g <ier Forderung von 6# und 70. — DM nicht nach 
u ‘* n Interessen der Mitglieder und den Forderungen 
zahlreicher Abteilungen und Betriebsgruppen gerich- 
"kat hat. 

Die von der Tarifkommission ausgehandelte Brutto— 
hnerhöhung von durchschnittlich 8,3# bedeutet be- 
reits jetzt eine Nettoäinbuße von ca. 2-3#» wie sich 

wird 61 " LOl:Ulraut> bis zum Ende ües Jahres steigern 
» läßt sich schon Jetzt deutlich voraussehen® 

konnte di© Große Tarifkommission in eine reale 
_ * chtQ rung unserer materiellen Lebenslage ein- 
w gen? Auf dem letzten Titelblatt des ÖTV-Maga- 
aa man: "Ha* die Mitglieder wollen, die ÖTV 
- her überwiegende Teil der Ge- 
bei dbn le-fc zten Tarifab- 

•o' ussen nicht nach seinem Willen gefragt worden 
rt, wo er gefragt wurde, man vergleiche etwa die 
Urabstimmung zum 8,5#— Tarif abschluß unter den nord— 


rheinwestfälischen Stahlarbeitern, stimmten über 
$$# gegen hen Verrat ihrer materiellen Interessen 
durch die Gewerkschaftsspitze. 

Die ÖTV-Gewerkschaftaspitze hat es vors iähts halb er 
erst gar nicht riskiert, die Kampfbereitschaft der 
von ihr vertretenen Kollegen durch eine Urabstime 
mung zu testen. Stattdessen lobt sie ihren Tarif— 
abschluß als "Konjunktur bewußt" (Kluncker), d.h. , 
wir sollen Zurückhaltung üben, um die "Stabilitäts— 
Politik" der Regierung nicht zu gefährden! 

Natürlich wollen wir alle stabile Preise -aber wer 
macht die Preise? Wir nicht.! Und die Unternehmer 
haben gleich nach dem Tarifabschluß gezeigt, daß 
sie gar nicht daran denken, sich bei der Bemessung 
ihrer Profite "stabilitätsgerecht" zu verhalten, 
und z.B® für den Bereich der Autoindustrie dra- 
stisch die Preise erhöht. 

Wie können wir uns gegen die Verschlechterung un- 
serer materiellen Lage wehren? Wir müssen alle 
Kollegen darüber informieren, daß das Märchen von 
der Lohn- Pr eisspirale eigens dazu erfunden wurde, 
den Lohnraub bei steigenden Preisen zu verschlech- 
tern und daß allgemein der entschiedene Einsatz für 
eine Einheitsforderung, die die Preissteigerungen 
ausgleicht und das weitere Auseinanderklaffen der 
Einkommens schere verhindert, unsere Position gegen- 
über dem Arbeitgeber stärken kann. 

Wir fordern den Haupt- und Bezirksvorstand auf, den 
Beschluß des letzten Gewerkschaftstages endlich in 
die Tat umzusetzen und für rechtzeitige Mobilisiere, 
rung aller Kollegen vor den Tarifverhandlungen zu 
sorgen. Wif fordern, daß vor Aufstellung der Tarif— 
forderungen und vor Abschluß der Tarifverträge: Ur- 
abstimmungen durchgeführt werden. 

Für die Zukunft fordern wir: einheitliche Lohner- 
höhung um Festbeträge! Erhöhung des Kindergeldes! 
Festsetzung eines Mindestnettogehaltee von 1.000, — 
DM l Möglichkeit der Kündigung der Tarifverträge bei 
mehr als 3# Preissteigerung! Eine einheitliche Aus- 
bildungsvergütung, die sich an den Lebenshaltungs- 
kosten bemißt, heute mindestens 600, — DM! Verein- 
heitlichung der Tarifverträge! Binheitliohe Tmrif- 
verhandl ungen für Auszubildende und Beschäftigte! 
Ersatzlose Streichung der untersten Lehn- und Ge- 
haltsgruppen! 
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Fortsetzung SPK Berlin 


STREIK AM OBERLIN -SEMINAR 

Am Oberlin-Seminar , der evangelischen • Erzieher- 
fachhochschule , wurde gestreikt. Die Studierenden 
wollten dadurch gegen die willkürliche Entschei- 
dung des Schuldirektors Einspruch erheben. Drei 
Honorardozenten ist der Vertrag nicht verlängert 
worden, obwohl die Studierenden sich ausdrücklich 
für den Verbleib der Dozenten an der Schule aus- 
gesprochen hatten. Die Begründung des Direktors, 
warum die drei Dozenten nicht an der Schule ver- 
bleiben können, läuft auf eine platte Tautologie 
hinaus. Sie müssen gehen, weil eine hauptamtliche 
Dozentin für sie eingestellt wurde, die hauptamt- 
liche Dozentin wurde eingestellt, weil sie gehen 
müssen. Diese fadenscheinige Rechtfertigung macht 
deutlich, daß die Kündigung einen ganz anderen 
Grund haben muß, der Direktor sich aber hütet, 
ihn öffentlich zu nennen. 

Daß die drei Dozenten an der Erzieherf achhchule 
für das Drakonische Werk nicht mehr brquchbar 
sind, liegt einzig daran, daß sie es gewagt habenÄ 
si-ch statt mit dem Direktor mit den Interessen 
der Studierenden zu verbünden. Sie haben es ge- 
wagt, den Studierenden, deren Belange doch iu ; 
einer Lehrerkonferenz verhandelt werden, Einblick 
zu gewähren , in dieses sorgsam gehütete Arkanum. 
Ein stillschweigendes Abkommen: die Geheimhaltung 
der Konferenz und das Festhalten an nicht mehr zu 
begründenden Machtverhältnissen, erinnert an 
ritualistische Feste. Das die Lehrerkonferenz nicht 
bloß daran erinnert , ^sondern tatsächlich in ri- 
tualistischer Manier durchgeführt wird, haben die 
drei Dozenten und die Studierenden erlebt. Las 
Ritual soll symbolisch einstehen für den gesamten 
Lebens Zusammenhang , in dem sich die beteiligten 
Personen befinden. Durchbricht jemand dieses Ri- 
tual, muß er geopfert werden. In der Lehrerkonfe- 
renz haben sich die Dozenten zu der Einstellig 
des Mächtigsten, des Direktors zu bekennen. Da- 
mit soll gleichzeitig versichert werden, d a ß sie £ 
sich nach außen, also zu den Schülern, erst recht 
für den Direktor einsetzen. Die drei Dozenten 
haben weder das eine, noch das andere getan. 

Die, die sich weigerten ein unsinniges Ritual zu 
zelebrieren und ihre Funktion als Lehrer ernst 
nahmen hat man rausgeschmissen. 


Anzeigen 

Volljurist, JO Jahre, 5-jährige Assisten- 
tentätigkeit an der Universität, nic '. , 

abgeschlossenes Studium der Sozialpadagogik, 

sucht . , 

■juristische Tätigkei t im sozial- 
pädag ogischen iterelcn . _ 

im weitesten Sinne (evbK auch juristische 
Lehrtätigkeit an einer Fachschule) möglichst 


in Berlin. 

Peter Schöndienst 1 Berlin Körnerstr. 6 


Die Fachschulen haben, wie man sieht, ein ide-^- 
ologisches Rezept entwickelt, bei Kündigungen den 
Inhalt des Extremistenerlasses zu praktizieren, 
ohne direkt sich auf ihn zu berufen: man stelle 
Honorardozenten ein, prüfe ihre Qualifikation, die 
sich nach ihrer politischen Einstellung und ihrem 
Engagement bestimmt und nach einem halben Jahr kann 
man sie ohne Begründung auf die Straße setzen. 

So hat man auch in Bochum erst kürzlich beim 
Rausschmiß einiger Honorardozenten aus der Fach- 
hochschule sich dieser Maskierangaf arm des Extre- 
mistenerlasses bedient. 
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Die gespenstische Räumung des Kettenhofweg 51 in der Nacht zum Mittwoch war nicht das Ende des Kampfes 
gegen Bodenspekulation und Vermieterterror in Frankfurt. Daß es eines Bürgerkriegsaufgebots von 700 
schwerbewaffneten Polizisten brauchte, um zehn Hausbesetzer morgens um 4 Uhr rauszuschmeißen, daß 
die Öffentlichkeit weit über Frankfurt hinaus miterlebte, wiedas politische Versagen des Frankfurter 

Magistrats und der SPD seinen Ausdruck fand in der Zerstörung von Wohnraum und Möbeln 

das war ein Erfolg von nicht nur 2 Wochen Aufklärung, Demonstration und Widerstand gegen die Polizei. 
Es ging nicht nur um dieses eine besetzte Haus in diesem Kampf, es ging nicht nur um das Westend. 
Dort ist nur am deutlichsten das Elend kapitalistischer Städtebaupolitik sichtbar geworden. 

Die Demonstration am Samstag geht deshalb absichtlich nicht durch das> Westend, sondern geht von der 
Hauptwache durch das Nordend und Bornheim; durch Stadtviertel also, die, wie noch viele andere rings um 
die Innenstadt dasselbe Schicksal wie das Westend erleben werden. Wenn wir uns nicht wehren! ! ! ! 

M neue le&ensruautxt/ 

Wir sind dem Staat dankbar, da :ß er uns in diesem Jahr einen neuen Rekord im Wohnungsbau beschert hat. 

- Schlaftürme wie am Heiligenstock 

- Massenghettos wie in der Nordweststadt 

Immerhin die Vermieter sind unsere alten, nur die Mieten etwas höher„die Wohnungen etwas kleiner, 

die Wände etwas dünner, die Räume etwas niedriger. Dafür. . . sind die sanitären Anlagen hochmodern! 

Wir wohnen aber nicht in Klos ! ! ! ! 

Wir wollen Kontakte zu unseren Nachbarn, wir wollen abends in Kneipen oder ins Kino gehen-und das 
möglichst zu Fuß. Wir wollen keine langen Anfahrtswege zu unseren Arbeitsstätten, die uns Nerven 
und Zeit kosten, die uns niemand bezahlt. 

! 1 1 iwir sind keine Maschinen, die tagsüber funktionieren und Nachts irgendwo abgestellt werden! ! ! ! 

ZUM 8£tSPt£L‘H0**£t&' 

Heute ein Wohngebiet mit ca. 66. 000 Einwohnern. Laut Strukturplan der Stadt Frankfurt sollen hier 
in den nächsten Jahren mehr als hundert Häuser abgerissen werden, damit Spekulanten Bürohäuser 
hinstellen und Luxuswohnungen bauen körnen, die keiner bezahlen kann. 


Viele tausend Mieter werden durch drastische Mieterhöhungen, geplanten Verkehrsterror, geplante 
Verslumung systematisch vertrieben. Die Häuser werden abgerissen. Die Mieter müssen sich um 
neue enge Wohnungen auf dem "freien Wohnungsmarkt" kümmern. Sie suchen wochen-, monatelang, 
manchmal Jahre. 

Großbankier Selmi hat gerade einen riesigen Häuserkomplex in der Höhenstraße aufgekauft, der Ab- 
riß dieser Mietshäuser ist nur noch eine Frage der Zeit. Dann wird es auch da aussehen wie an der 
Rothschildallee Ecke Günthersburgallee: vier Zimmer kosten tausend Mark . Dreizimmerwohnungen 
in den oberen Stockwerken sogar 1300, -DM. Dreiviertel dieser Wohnungen stehen 
leer. Gleich nebenan müssen sechsköpfige Familien in einem Zimmer hausen. 


Das alles entsteht nicht z ufällig, es ist alles im Strukturplan des SPD-Magistrats vorgesehen. 
Bockenheim, das W-otend, Rödelheim, Heddernheim, Nordend, Bornheim usw. werden mit den 
Struktur plänen systematisch zerstört wenn wir uns ni cht wehren! 

Heute, nach den Erfahrungen im Westend, kann keiner dieser Herren mehr sagen, so habe er das 
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n.cht gewollt. Der Polizeiterror gegen die Hausbesetzer und gegen die 

wie z. B. in der Baustraße 20, in Mietstreik getreten sind, stellen nur dj FamiUen ' die 

dar dte von Reform schwätzt, und in ihren täglichen Taten den Grund , , ° glSChe F ° lge dl6Ser p °Htik 

des Wortes den Boden bereitet. rundstuckskapual lst en im wahrsten Sinne 

Die Stad, selbst, als größter Hausbesitzer, geht ;a nicht anders vor als Sel 

heißen, ca, 30 Häuser an der Rotlintstraße-Ecke HaUgartens, raße d ' m * MarCiewiec ^. Rosen und wie sie 
ruc gerne mschaft) für kleine Wohnungen (ABG) gehören sollen ab ' ^ ^ AkUenbau g e sellschaIt (besser- 

noch halbwegs erträgliche Mieten für halbwegs erträgliche W h riSS6n W6rden - Dort zahlte man h • ’ 

<rr Kasse 


tSTMÖGÜCH 


1 wehren. 


CUUtlcn uoer die Bühne. Überall fan™ 

-mehr als ein Dutzend leerstehende Häuser wurden in den letzten zwe ! Miet6r 
ober tausend ausländische Familien weigerten sich Mieterhöhungen zu zTtT" 

--zirka 4000 Mieter der ABG und der Hellerhof AG weigern sich ihre Zu " ^ ^ *“ Streik 

" - " % — •“ — * M-rversa^l 

-auf den Demonstrationen und Kundgebungen der letzten Tage waren lä 
Viele Tausend Mieter haben ihre Sympathien mit dem Häuserrat bekund T" ^ ^ 

verteil, und vor allem: haben angefangen, über die Leben^d^n ^ d ^ und Flugblätter 

.ese Mieter lassen sich von de . Lügen und Diffamierungen eines Rud A 16Ser *** r6den - 
mehr verwirren. > Arndt oder seiner Sprachrohre nicht 

DER WOHNUNGSKAMPF GEHT WEIT ER 

Wenn wir die .solierung in den Wohnblocks überwinden, wenn wir uns verständ 

dort, wo Wir arbeiten, einkaufen, unser Bier trinken - dann können wir uns T d ° r ‘' *° ^ " oh ““. 

Komm, mit auf die Demonstration, nehmt Verbindung auf zu den Stadtteil, geme ™ a "i wehren. 

Mieterhöhung oder Rausschmiß droh, - oder besser schon vorher ' «Versammlungen 


wenn 


SONNABEND 11 UHR HAUPTWACHE: Berichters, 

ein Straßentheater spielt, von der Presse unterdrückte Sauereien der Spekulanten 

berichten von ihren Erfahrungen und ihrem Widerstand werden dokumentiert. Mieter 

ANSCHLIESS END: MIETERDEMONSTRATION MIT HAUSERBEGEHUNG 

Hauptwache. Eschersheimer Landstraße. Baustraße. Öderweg. Herrmannstraße Friedbe 

heimer Landstraße. Berger Straße. Abschlußkundgebung vor dem bestickten Hals BergerXaß^l BOrn ' 

ABJSm m : STRASSENEEST ADE DEM BEETHOVENPLATZ (WESTE ND1 „ DEr 

ES SPi6lt die Band ton Steine Scherben, außerdem Musik und VoTkstänze fl ^ 

Türke,. Berichte vom Kampf um Jugendhäuser in Rüsselsheim und Bebra, Hausbeset ^ Italien ’ 

Bremen. Georg von Rauch Haus Berlin Zungen in Kassel und 


Häuserrat. Stadtteilgruppen. Nordend. Bornheim. Heddernheim. Bockenheim AStA 
Kontaktadresse Nordend-Bornheim: Barbara Taubert. Scheffelstraße 15 . Tel '55 32 95 
Kontaktadresse Bockenheim: Rcbert- Mayer-Str. 30, Montags 18 Uhr. Telefon- 77 6J K , 
Kontaktadresse Heddernheim: Brühlstr. 2 , Sonntag, den 8 . 4 . 73 . 15 Uhr 
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Auszug aas dem Plenarprotokoll der 29. oitzung des Abgeordneten - 
hauses von Berlin vom 18, Hai 1972 ( Antrag der CDU auf Schlie- 
ßung des Georg-von-Rauch-Hauses ) 


Im folgenden dokumentieren wir kommentarlos Auszüge aus der Parla- 
mentsdebatte, die die verschiedenen Positionen innerhalb des Staats 
apparats drastisch darstellen, um das im vorangestellten Artikel 
Ausgeführte zu illustrieren» 


Präsident Sickert: «••• 

Ich rufe auf die 

lfd. Nr. 33, Drucksache 6/431: 

Antrag der Fraktion der CDU über Wohnkollcktiv 
im ehemaligen Martha-Maria-Haus (Bethanien) 

Der Senat wird beauftragt, die private Einrichtung 
des Wohnkollektivs „Jugendzentrum e. V.“ im ehe- 
maligen Martha-Maria-Haus (Bethanien/Kreuzberg) 
umgehend zu schließen. 


Von der Fraktion der CDU wird die Aufhebung der Rede- 
zeitbeschränkung beantragt. Ich höre keinen Widerspruch. 
— Das ist so beschlossen. Das Wort zur Begründung hat 
Herr Abgeordneter Dolata. 


Dolata (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Am Anfang des sogenannten sozial-pädagogischen 
Experimentes „Jugendzentrüm Kreuzberg“ stand die wider- 
rechtliche Besetzung des Martha-Maria-Hauses im Betha- 
nien ver bunden mit we iteren Rechtsbeugungen und 
Rechtsb rüchen^ zum Beispiel H ausfriedensbruch. SacFbe- 
s dTagTgmg, Nödgung, offene Bettelei, Entziehung der Schu l- 
p flicht, Meiqepnichtverletzung, JugendscKutzgesctzübcrtf e- 
tung, "Kuppelei und vieles andere me hr.~Der Senat und das 
Bezirksamt Kreuzberg haben dieses Experiment damals 
nicht freiwillig begonnen. Nicht freiwillig, aber aus Über- 
zeugung haben auch wir von der CDU-Fraktion diesem 
Experiment — mit den Vertretern übrigens unserer CDU- 
Fraktion im Landesjugendwohlfahrtsausschuß — dann doch 
zugestimmt, um sogenannten Randgruppen, Trebegängern 
oder sozial Gefährdeten im weitesten Bereich vielleicht 

« ch eine neue Form, eine pädagogische Einrichtung der 
jendhilfe zu ermöglichen, alg_Experimcnt wohlgemerkt 
uud zeitlich befristet zunächst bis Ende Februar 1972. 
Unsere erheblichen Bedenken, die wir damals auch im 
Unterausschuß des Landesjugendwohlfahrtsausschusses 
vorgetragen hatten, gegen die Einrichtung eines private n 
™ Q h n k°ll e ktiys dieser Art mit Hilfe öffentlicher Mittel in 
öffentlichen Einrichtungen und unter Außerachtlassung der 
für alle anderen Mitbürger und öffentlichen Einrichtungen 
geltenden Gesetze, Vorschriften und Auflagen hatten wir 
im Interesse der Jugendlichen, die vielleicht zu Recht Hilfe 
von uns erwarteten, zurückgestellt. Trotz bitterer und trau- 
r S er Erfahrungen, die leider in den Einzelheiten viel zu 
wenig der Öffentlichkeit bekannt sind, aber mindestens den 
interessierten und den hier im Hause Anwesenden be- 
gannt sein müßten, hatten wir auch wiederum mit den Ver- 
im Landesjugendwohlfahrtsausschuß einer erneuten 
zeitlichen Verlängerung dieses Experimentes als Versuch 
Dis Ende April zugestimmt. Wie wir alle wissen, ist die 
negative Entwicklung in dieser Einrichtung weitergegan- 
VigJfoLzej, die hia dfth in direkt oden Jnriirnlit am Ein- 
schreit en gehi nd ert wurde und wortwörtlich an der Tür- 
a^welle dieses~gäuses oft genug h al tmachen mußte, hat 
'.gegriffen. Uns allen muiä inzwischen klargeworden sein, 
daß im Bethanien unter d em Deckmantel eines sozi al- 
p adagogis che n Exp c r ifeentea-lür Gruppen und Personen, 
die otw as ganz anderes wollen, ein Freiraum geschaffen 
wird, acr nichts mehr mit dem Auftrag und der Ver- 
pflichtung des Jugendwohlfahrtsgesetzes zu tun hat. 


Im Bericht des Senats aus der vergangenen Legislatur- 
periode über geschlossene Einrichtungen steht ein inter- 
essanter Abschnitt, der als „Erziehungsauftrag und Leit- 
sätze“ übcrschricbcn wurde und sicher Leitgedanke sein 
sollte, bei diesem vorliegenden Projekt aber anscheinend in 
Vergessenheit geraten ist. Ich darf mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten zitieren: 

Der Leitgedanke jeglicher Jugendarbeit ist die Erzie- 
hung zur leiblichen, geistigen und gesellschaftlichen 

Tüchtigkeit — § 1 Absatz 1 Jugend wohlfahrtsgesetz , 

wobei „geistig“ auch „seelisch“ mit umfaßt. Diese Er- 
ziehung beinhaltet nicht die Erziehung zu einem 
artigen, leicht lenkbaren, sozial unauffälligen und in 
jeder Hinsicht angepaßten Menschen, sondern zu einer 
Persönlichkeit, die ihre Fähigkeiten entfalten und sinn- 
voll gebrauchen kann und ihre Triebe so weit beherr- 
schen gelernt hat, d aß sie die grundsätzlich gegebene 
Ordniiii^^deT Gesellschaft acht e t und sich d^ mpntqpro- 
c hend verhäl t. 

Unterschrieben vom Vorgänger der jetzigen Senatorin. 

Wenn der Senator oder die Senatsverwaltung für Fami- 
lie, Jugend und Sport schon keine Konzeption hat, dann 
sollte er wenigstens die gleichen Voraussetzungen gelten 
lassen und die Gesetze und Vorschriften beachten und an- 
wenden, die für jeden Bürger — und speziell für jede ge- 
schlossene oder halboffene Einrichtung der Senats- und der 
bezirklichen Jugendverwaltung oder auch der Träger der 
Freien Wohlfahrt — gelten. Trotz Zusagen in bezug auf 
dieses Bethanien-Projekt wurde das hier nicht gewährlei- 
stet. Hier gilt an scheinend in Berli n zweierlei Maß, zweier- 
l ei Rech t. 

Die zuständigen Stellen in der Senatsverwaltung und in 
der Bezirksverwaltung Kreuzberg haben sich nach unserer 
Auffassung unfähig oder unwillig gezeigt. Darum will die 
CDU nicht länger m it ansehen, daß mit'TÜnÄern und 
J ugendlichen in dieseT* Form manipuliert und ex perlme n - 
tiefEjflOEaa^ das Jügend wohlfahrtstrespf? ün h 

a ndere Gesetze verstoßen w ird. Wir sincTder Auffassung, 
daß damit dieser Versuch als gescheitert angesehen werden 
muß, und die Behörde muß jetzt endlich die Verantwor- 
tung übernehmen den Jugendlichen gegenüber, den Er- 
ziehungsberechtigten gegenüber, der Öffentlichkeit und dem 
Gesetz gegenüber, und mit dieser Verantwortung dann 
auch entsprechend eingebunden werden. Deshalb unser 
Antrag: Der Senat wird beauftragt, die private Einrichtung 
des Wohnkollektivs „Jugendzentrum e. V.“ im ehemaligen 
Martha-Maria-Haus umgehend zu schließen. 

(Beifall bei der CDU) 


Präsident Sickert: Ich eröffne die Beratung. Das Wort 
hat der Abgeordnete Weingärtner. 


Weingärtner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Als am 8. Dezember 1971 Jugendliche ein leer- 
stehendes Gebäude des ehemaligen Bethanien-Kranken- 
hauses besetzten, hat das Bezirksamt Kreuzberg nicht von 
seinem Recht Gebrauch gemacht, die Polizei einzuschalten 
und das Haus räumen zu lassen. Das ist juristisch einwand- 
frei und auch möglich, denn Hausfriedensbruch ist ein 
Delikt, das einer Anzeige bedarf und bei dem die Polizei 
nicht von sich aus vorzugehen braucht und das auch gar 
nicht darf. 6 


In Zusammenarbeit mit der Senatsverwaltung für Fami- 
lie, Jugend und Sport hat der zuständige Stadtrat, Herr 
Beck, vielmehr zunächst einmal versucht, durch intensive 
Diskussionen mit den Jugendlichen sich ein genaues Bild 
von der Situation zu machen. Er, seine Mitarbeiter und die 
Mitarbeiter der Senatsverwaltung für Familie, Jugend und 
Sport haben damit Jücht etwa, wie ihnen damals vielfach 
vo rgeworfen wu rde, lasch, welch odei^m~TtändFderXega- 
lität gehandelt, sondern nach dem alten Verwaltungsrechts- 
grunasaCg von deF~Äjngemeas6nheit“der^Iittel, denm&n 
noch nur dann vernünftig anwenden kann, wenn man 
einen genauen überblick über die Situation hat, der man 
begegnen will. 

Bei diesen Diskussionen mit den Jugendlichen, die für 
die Beteiligten der Verwaltung alles andere als einfach und 
angenehm waren — wir alle oder wenigstens einige von 
uns kennen derartige Diskussionen, und auch ich hatte ein- 
mal Gelegenheit, mit Jugendlichen in diesem Haus zu 
diskutieren — , da wird man angegriffen, aggressiv, da 
wird man beleidigt, da wird man beschimpft, hier ist eine 
Wand, durch die man erst einmal durch muß. Diese Dis- 
kussionen wurden von den Mitarbeitern der Verwaltung 
geführt, mit großer Geduld, mit sehr viel Zeitaufwand, und 
ich glaube, auch das sollte man hier einmal anerkennend 
sagen, daß sie hier ifire Aufgabe und ihre Verantwortung 
sehr ernst genommen und das durchg estande n haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei diesen Diskussionen nun stellte sich heraus, daß eine 
Gruppe von Lehrlingen und Jungarbeitern in dem Haus 
z usammen mit sogenannten Trebegängern leben w^li tP, 
u nd zwäF um so konkret etwas für diese Grupp e von 
Ju^ftdT fcheifTnrtTm . Man schätzt die Zahl der Trebegänger 
in Berlin auf etwa 500; genaue Zahlen kennt keiner. Für 
diese Trebegänger war bisher keine Institution in Berlin 
und anderswo in der Lage, Sozialisierungs- oder Resoziali- 
sierungsarbeit zu leisten. 

• i • « 

Mitgliedern der Verwaltung muß ein Einblick möglich 
sein, es muß möglich sein zu kontrollieren und zu wissen, 
flf as in diesem TTim?r vorge H. Das ist zur Zeit der neur- 
algische Punkt, und hier streitet man sich über eine Form, 
wie man das machen kann 


• • 


Nun ist in der letzten Zeit — und darüber machen wir 
uns gar nichts vor — immer wieder Kritik laut geworden 

— denn was ich bisher gesagt habe, klingt alles sehr 
positiv — zuletzt hier und heute. Die SPD-Fraktion ist der 
Auffassung, daß das Martha-Maria-Haus in Bethanien 
kein Ausgangspunkt für Verbrechen sein darf. Die SPD- 
Fraktion ist ferner der Auffassung, daß die Mininalfor- 
derungen der Verwaltung erfüllt werden müssen. 

(Zuruf: Sind sie nun erfüllt worden oder nicht?) 

Beide Punkte sind bis auf den letzten praktisch alle — 
nämlich die Frage der Kommunikation, die Frage der Über- 
wachung, die Frage des Einblicks — ; dieser Punkt ist im 
Schwebezustand, dieser Punkt ist noch nicht erfüllt. Beide 
Punkte, nämlich die Frage, ob irgendwelchen kriminellen 
Elementen Unterschlupf gewährt wird oder ob aus dem 
Martha-Maria-Haus heraus Straftaten begangen werden, 
wofür es Gründe gibt, die darauf hinweisen, 

(Abg. Lummer: Na bitte!) 

und die Forderung nach Kommunikation mit der Senats- 
verwaltung, diese beiden Dinge befinden sich — ich würde 
es so formulieren — in einem Zustand 

(Abg. Lumme r: Das hat doch mit der kriminellen 
Aktion begonnen, was wollen Sie denn noch mehr?) 

— Ich habe Ihnen ja bereits gesagt, daß das Bezirksamt 
verzichtet hat, Anzeige zu erstatten. Insofern ist diese 
Aktion natürlich nachträglich legalisiert worden; daß das 
möglich ist, müßten Sie, Herr Lummer, doch wissen. 

(Abg. Lumme r; Das scheint das geheime Prinzip der 
SPD t\i sein, alle kriminellen Aktionen nachträglich 
zu legalisieren! — Zuruf von der SPD: Keine 
Zwiegespräche!) 


stellurigen^ err Lummer » daa sind doch sehr billige Unter- 

( Weitere Zurufe Abg. Lummer: Immer dasselbe!) 

sic h dieses Projekt nun in einer tat- 
wenn sich der beündet » und sind der Auffassung» 

die ich hior Verdac ht verdichten sollte, daß beide Punkte, 
werden ri/ßk!: nannt habe ’ von dem Kollektiv nicht erfüllt 
einer andprpn^- alle rdings zu überlegen ist, wie man zu 
Schließung h- H* sun £ kommen muß, und sei es eine 
Öenn b^i einer 6 q C >!i aberdin £ s nic ht für angebracht hielte, 

£i ner Sch heßung würde n wir das Pro blem jucht 

würden in d en Un^gründ^geTien und 
sein, sie würden Ihren 

Stuttgart^^]rü 3 ^^ ädchen ' die dort sind ’ würden zun J 

Stadt ausweirhfm ° der aUf andere bekannte Plätze dieser 

und das nun zu ’eZ* 8 SW im Moment nicht nötig habe £l 
Verantwortungen erz ^ingen, glaube ich, wäre keine sehr 
das Problem trh SWUßte Haltung. Aber wir geben zu, daß 
gen, die d^a^^ WerW16gend ist ’ auch von d ^ n vielen K1 *' 
wegen ei ne k ° mmen sind > und b eant ragen des- 

aüsschuß irn ^ ri if l ^^ d ^^ Pmblems hm Haupt- 

und fm für F amilie, Jugend und Sp oft 

li chic eit sogar ln .^ cberhe ^ und Ordnung, nach Mög- 

Ernst“ an b ^2^ i t zu ngen , um mit allem 

DähTcft^horT 

(Beifall bei der SPD) / 


Herr Lumrr^r ^ic^hf^ 1 ' fÜr Famibe > Jugend und Spc 
wa s ich w üi daß ich tun M 

f Ü I LMlT 5^ändig~lhh^^ ^n^Jjrimer sind^ich 

ich beklage rhifh . Wenn sie straffällig sind, h 

fassung bin daß innJ 1 Ür 1Cbt darüber, weil ich der A 
frühesten Kindheit • Mensc hen, die so massiv in ih 
Hilfe bedürfen- aurn e i St £ esch ädigt worden sind, unse 

men, wie wir es sonst ühiiüh Wenn sie sich nicht s0 ben 
sonst üblicherweise gewöhnt sind. 


(Zuruf von der CDU: Soweit gut!) 



Hier ict ^ , Alternativen zu halten ist 

11 . ist nun der Version 
sen jugendlichen Trehf • untern °mmen worden, 1 
Form der Selbstore-anif^® 6171 zu arbeiten, ihnen 
grund aufzutauchen , u n zu helfen, aus dem. 

— das ist schnnTr^z^r— -2ken _zu bleibe n, wir wisse 
bisher an anderer St efil ° r ^ en ~ daß solche Expei 
tert sind oder nur in Frai »kfurt, München — £ 
Ich kann auch and«™, minimalen Fällen gelungi 
intensiveren Beratung- . eis P ieIe nennen, wo mi‘ 
Kopenhagen. Aber der Trif 68 erreich t ist, ich nenne 
der, daß sich hier nini,. n ^of Sc * 1 * ed bei diesem Ans; 
gelegentlich auch mal m Studen ten gefunden hab 
sondern daß junge Leh v e du 6 en dlichen beraten 
unternommen haben t „ llI ? ge und Arbeiter den 1 
Lebensgemeinschaft mit ,f iner gemeinsamen Woh 
matik aufzuarbeiten. Duo? 11 Trebegängern deren 
f nd auch struktureller »:■ . a * R Q ein an rtpn ?j_lnfai 
däinn^r eine andere v« ?f tz ’ der uns d ‘e Hoffnu 
Erlebten angegangen x««jS Chkelt als das bei dem 
sagen, daß diese Sach« ... v n kann - lch darf 111116 
von den Frankfurtern Jn. und e ben gerade zum 
mit großem Interesse verfoü 
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weil sie selbst sehr bedrückt sind, daß das i seinem ^gande 
ihnen begonnene Experiment gescheiten darau f hin- 

vcrlaufcn ist. Ich möchte hier noch einmal daraufhin 

weisen, daß wir nie von Modellversuchen — well dieser 

Begriff ab und zu mal fällt - gesprochen haben, denn 

diese Sache ist weder vorgeplant, no cjij^n__uns 

worden. 

Wir haben sehr bald auch den Landcsjugendwohlfahrts- 
ausschuß eingeschaltet und einen Untcrausschu > , . 

ausschließlich mit dieser Frage beschäftigt hat, eingesetzt. 
Sie haben selbst schon über die Tätigkeit S es P*L?5 _ h ’ it n 
ich möchte sagen, das Lob, was _ hi er uns erg n M . 
gegebe n worden ist, -- . ^ 

geben, denn es waren sehr schwierige Verhandlu g , 

man mußte schon — im neuen Deutsch heiß über- 

große Frustrationsschwelle haben, um dieses g prlpi ü cn 
stehen. Wir werden das sicher auch noch wei 
haben, und die Gc^piä£ll£^nd Diskussionen mit ^ 

gendlichen sind zeitraubend und schwierig^ , 
nenTdalT W Tw Snn d T e schö h-gehannten Bedingungen ak 
zeptiert sind - und hinter die, meine 

zurückgehen -, wir eine Ausganpbasis haben mit der wir 
Weiterarbeiten können. Ich will keine 

dieses Experiment gelingt oder nie . und ich 

in ^rhwiori^keiten und nach wie vor gefährde . 

Turrondlirhen nach wie vor schwierig sind. Icjl^licin^ n , 

schcn Bcschluß das Problem mellt zu_Endej_st und mc Ju 

b T d Ef — vvcrrngcr — £Cl'ährücUö<Icr_^ 

gcÄdcTT srndTTTT^Irrder Ansatz, den Versuch ra» 


dines auch dfe Möglichkeit, der Verantwortung gegenüber 
de/ Jugendlichen dadurch auszuweichen, daß . da ? so ?‘ a jl 
pädagogische Problem durch Beschlüsse scheinbar beseitigt 

wird. 

(Zuruf) 

_ Ja. sicher, Ich meinte aber aemoeh, « h^ no* elnmg 
,a E en au müssen; * 

nicfiFmerfrp^ 

r — ^rrTTuch^ darauf aufmerksam machen, daß ur- 
Ich in diesem Haus waren, jetzt nur noch 60, 

sprunglich 200 in di trot z all der Schwieng- 

und^ch mochte daraui ich nicht zu wie- 

keg|, die hie 5 h f eS da o eben ein großer Teil der Jugend- 
de^raen brauch , r alisiert in dem sinne, daß Zu- 
lichen legalisiert Ist L . 6 1 _ B „ timmungsbe rechtigten vor- 

stimmungen der , t l ^dungen vorgenommen sind, regel- 
liegen, polizeiliche Anmeiau g t» Arbeitsstel i e n oder 

mäßiger Schulbesuch erfolg mu ß nun 

Ausbildungsverhältnisse Durchführung der Lega- 

abwarten. wie es weitergeht. Di aber 
lisierungen war mit zu Hoff- 

immerhin dieser Ansatz, finde lc "> r runde nicht so 
nungen. Ich glaube, daß wir aus dies Experiment als 
ohne weiteres heute sagen können, daß das Expenme 
gescheitert zu betrachten ist. Die Ansätze soUtcnwnD ^ 
achten, und be i der Schwierigkeit | der J^ igen____^ in 
beachtliche Ansätze, wenn sich allcrdiüg f , llnd 

der K onfronta tion oder dem Mißtrauen 
gleichzeitig seine sclbstgewählten Aufgaben ^ 

dann wäre das Projekt als gescheitert zu , b ®^hte • 
meine nur, daß wir diese Gespräche und diese 
weiterverfolgen sollten und nicht vorzeitig zu einer 
ßung kommen dürfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Sickert: Das Wort hat 1-crr Abgeordneter 

Wischner. 


Wischncr (CDU): .... 

Wer nicht 

sieht und nicht hört, was sich gegenwärtig im ehemaligen 
Martha-Maria-Haus in Bethanien abspielt, wer nicht weiß, 
daß derjenige, der die Absicht hat. Recht und Gesetz 
Geltung zu verschaffen, als Terrorist, als Schwein, als 
Bullenhelfer beschimpft wird, daß man den Senator, der 
für diesen Bereich in dieser Stadt zuständig ist, mit den 
schlimmsten Bemerkungen, die ich mir für diesen Bereich 
vorstellen kann, beschimpft, daß man eine riesengroße 
Aktion gegenwärtig eingeleitet hat, um zu verhindern, daß 
die drei Sozialarbeiter, die in die sem Komplex tätig waren , 
er uTTTHTTnaTln einem rechtlichen Verfahren aussagenrwäs 
si ch da tatsächlich abgespielt hat, wenn sich all dieses ap- 
sbielt, ohncT daß davon Notiz genommen wird daß hier 
rranz offensichtlich w iderrechtlich e Din ge geschehen, wer 
das alles tut, den müITlch als^Hnd und taub bezeichnen. 

(Beifall bei der CDU) 


Aber, meine Damen und Herren, so leicht wollen wir es 

uns ja gar nicht machen. 

(Abg. Stobbe: Ja, eben!) 

Dann ich meine, man sollte zum Komplex Bethanien doch 
etwas mehr sagen, weil ich durchaus die Schwierigkeit des 
sozialpädagogischen Ansatzes sehe, und wer mich kennt, 
weiß daß ich dieser Problematik durchaus zugetan bin, 
auch’ wenn ich manchmal eine etwas andere oder des öfte- 
ren eine ganz andere Ansicht zur Sache habe. 

Das Problem Bethanien hat mit Sicherheit mehrere Wur- 
zeln Da ist einmal zu nennen die katastrophale Lage der 
Heimerziehung in Berlin, und Sie haben mich von dieser 
Stelle zu diesem Themenkatalog schon des öfteren reden 
hören, und Sie werden mich zu diesem Problem noch 
des öfteren reden hören. We nn wlr _ Ji i cht d i e , bestehen den 
Strukturen in den Heimen zerstört hätten ohne zu wisse n, 
w ks dort an 3 Ie~meIIFl^^zr^ dort nicht 

Leer e hi nreflassen hätteriT würde jvieles heute nicht so 
sein auch in Bethanien nicht so ~seTnT wie es ist. Denn wir 
hinten doch in unseren Heimen eine K l lmavergc hle chteru ng 
zu verzeichnen und teilweise Nichterziehung. 


Meine Damen und Herren, die Verunsicherung im Be- 
reich der Heimerziehung hat letztlich doch dazu geführt, 
daß die Jugendlichen, die dort untergebracht waren - denn 
dieses Klima machte sich vcrständlichcrwcisc auch in der 
Erzicherschaft breit, daß die Erzichcrschaft selbst ver- 
unsichert wurde und ein Klima entstand, das das Trebe- 
gäntertum — und darum geht cs ja bei dem Komplex 
Bethanien — immer mehr gefördert hat. Hinzu kam die zu- 
nehmende Mißachtung des Auftrages, den die Senatsver- 
waltung hinsichtlich der freiwilligen Erziehungshilfe^der 
Fürsorgeerziehung hat, nämlich die Jugendlichen ständig 
wied er, sofern sie einmal* entwiche n sind, der Heim erzie- 
^ 1 2IÜL zuzufuhren. Sic können mir als Mann aus der Praxis 
gTiüjbeirrTJIUSenats Verwaltung hat ihre Bemühungenlfuf 
diesem Gebiet systematisch reduziert und dadurch das Pro- 
blem der Trebegänger zusätzlich vergrößert 

t* • • 

Man " " kann ja solchen linken Experimenten — auch 
wenn Kriminelle sich dort gut entwickeln können — nicht 
ohne weiteres die Tür zuschließen, denn das würde sich mit 
ihrem Gesamtverständnis nicht vertragen. 

(Zuruf von der SPD: Na, na, na!) 

Mir scheint, daß hier aus ideologischen Gründen — und 
Ich muß das im Zusammenhang mit diesem Problem immer 
wieder sagen — eine Situation mitgetragen wird, von der 
der Senat und die SPD-Fraktion genau wissen: Hier geht 
es um Kriminelle, um überwiegend Kriminelle, um anar- 
chistische Gruppen, die versuchen, die noch nicht geschädig- 
ten Jugendlichen zusätzlich zu indoktrinieren. Wer da noch 
mitmachen kann, ich glaube, dessen sozialpädagogischea 
Gewissen schlägt heute nicht mehr. — Vielen Dank! 

(Zurufe von der SPD — Beifall bei der CDU) 
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Präsident Sickert: Das Wort hat der Abgeordnete Rasch. 


Rasch (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Ich glaube, wir wollen die Diskussion über diesen 
Komplex mit möglichst wenig Emotionen und möglichst 

sachlich führen. Ich darf Ihnen sagen, daß meine Fraktion 

sehr aufmerksam und sehr sorgfältig dieses Experiment 

ich will cs auch ausdrücklich mal so nennen — beobachtet 
hat, und daß wir mit Sorge die Entwicklung in den letzten 
Monaten in diesem Komplex gesehen haben. Wir sagen 
ganz offen, daß wir den Versuch, dieses Experiment durch- 
zuführen, mit Wohlwollen begleitet haben, weil wir der 
Ansicht sind, daß man immer versuchen soll — und ich 
glaube, da sind wir uns alle einig — , diesen gefährdeten 
Jugendlichen zu helfen und Maßnahmen, und seien sic 
noch so schwierig, zur Resozialisierung zu ergreifen. 

Allerdings muß man mit aller Deutlichkeit sagen, daß 
selbstverständlich ein derartiges Experiment nicht der Ort 
und der Ausgangspunkt für Verbrechen sein kann und sein 
darf. Ich glaube, darüber besteht auch in diesem Hause 
Einigkeit, auch wenn das bei aller Emotion nicht so der 
Fall war. 

Wir fragen den Senat, ob er mit Sicherheit oder einer 
gewissen Gewißheit sagen kann, daß dieses Experiment 
weiterhin durchgeführt werden kann. Wir müssen diese 
Frage stellen, weil wir nach den Ausführungen der Sena- 
torin Reichel nicht sicher sein können, daß der Senat selbst 
in dieser Frage sicher ist. Das ist eine ganz wesentliche 
Frage, die wir noch beantwortet wissen möchten. Wer 
allerdings — das lassen Sie mich ganz deutlich sagen — so 
schnell, so deutlich und so hart nur nach Schließung ruft, 
macht es sich unserer Meinung nach sehr leicht. 

(Beifall bei der F.D.P.) 


Präsident Sickert: Das Wort hat der Abgeordnete Prozell. 


Prozell (SPD): 

Wir können Anarchisten und Leuten, die k riminelle Hand- 
lungen planen und' begehen wollen, städtische Einrichtun- 
gen nicht zum Wohnen, auch hoch kostenlos zum Wohnen 
zur Verfügung stellen, sondern dann muß eine Trennung 
stattfinden. Wir wollen diese Einrichtung nicht schließen, 
weil ich das nicht für den richtigen Weg halte, sondern 
ich meine, es ist richtig, auch über längere Zeit — das ist 
nicht von heute auf morgen getan — die Trennung dahin- 
gehend durchzuführen, daß man den Personcnkrcis, der 
Inzwischen mit Arbeit, Schule, Anmeldungen und der- 
gleichen legalisiert wurde und ist, weiter auf diesem Weg 
führt, indem man ihm so etwas wie ein Wohnheim, 
ein Lchrlingswohnheim oder dergleichen zur Verfügung 
stellt, um Ihn nicht wieder von diesem Weg abzubringen. 
Aber die Trennung von der anderen Gruppe muß man 
durchführen. 

Und ich gehe auch noch einen Schritt weiter — auch 
darüber herrscht bei uns Einigkeit — , dann kann es, wenn 
diese Trennung durchgeführt wird, unter Umständen zu 
Verhaftungen kommen, weil die Kriminellen dann auch 
wirklich wie Spreu vom Weizen getrennt werden. Aber nur 
zu sagen: Schließt das Ding und dann sollen die mal alle 
sehen, wo sie hinkommen, halte ich für eine sozial- 
pädagogische Linie, die nicht vertretbar ist. — Danke 
schön! 

• • • • 

Elsner (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Wenn hier gesagt worden ist, daß kriminelle Hand- 
lungen oder kriminelle Elemente im Martha-Maria-Haus 
nicht geduldet werden können und sollen und, wenn kri- 
minelle Elemente oder kriminelle Handlungen vom Martha- 
Maria-Haus oder vom Jugendzentrum ausgehen, eine Tren- 
nung — so sagte Kollege Prozell eben — vorgenommen 
werden muß: Mir liegt hier ein Flugblatt vor, heraus- 
gegeben von der Knastgruppe im „Georg-von-Rauch-Haus“, 
in dem hier die „Knastgruppe“ offiziell mit Genehmigung 
anscheinend des Bezirksamts Kreuzberg einen Infor- 
mationsstand ausrichtet über Knastleben und Knasthilfe. 
Meine Damen und Herren, ich glaube, das spricht Bände. 
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Ich frage mich weiter: Welche Rolle spielen in dieser 
Angelegenheit eigentlich die Sozialarbeiter, die das Be- 
zirksamt Kreuzberg in das Martha-Maria-Haus geschickt 
hat? Hier kann man doch beinahe annehmen, daß sie mit 
dieser Gruppe gemeinsame Sache machen. Das Go-in am 
15^ o der 16. dieses Monats in das Bezirksamt' 'Kren^rrir 
mit dem man verhindern wollte, daß die ~AüssageggHeh- 
m [gung an die Sozialarbeiter erte!ir^wI rdr~gnHT^ 
wo'HrBandeä ~ 

Klein (CDU) 

* « * • Es kann im Ernst niemand daran den- 

ken, und es denkt auch niemand bei uns daran, etwa ein 
Geschwür oder — wie ich es nennen will — etwas Krankes 
zuzudecken und dann zu behaupten, es sei nicht vorhanden. 
Diese Randgruppen der Gesellschaft, diese Jugendlichen 
die Sie genannt haben, sind aber in der Tat in einer 
außerordentlich schwierigen Situation, wenn ihnen be- 
stimmte Leute immer wieder erklären: „An eurer »Krank- 
heit*, da seid ihr nicht selbst schuld, sondern“, und jetzt 
kommt es, anonym, „die Gesellschaft“. Darunter stellt sich 
nun jeder irgend etwas vor. A frer da ist ein Feindbild *r e . 
s chaffen worden , und diese G esellschaft und dieser 
w erden “dann glei ci^esetzf^u.nd ma n macht d ies erTjung en 
L eutefTdann klar, d aß sie si ch selbst nur noch helfen^nn- 
ten, i ndem sie diesm J5 taa.t_4md_diese Gesei l.qrbVft zer I {7 
störten. D arin liegt das Gefährliche bei d ieser Einrichtung- 
.von der wir hier sprechen, wie auch mancKeF^hderen 0 
in der Unruhe und Schwierigkeiten entstehen. Wir müsa ’ 
deshalb hier ganz deutlich sagen: Der Senat sollte f 
mehr noch als früher — und Ich kann mich sehr wohl'er- 
innern, wie ich im Zusammenhang mit dem Hauptkinder- 
heim und im Zusammenhang mit den Heimen in Lichten- 
rade schon zu dem Thema hier gesprochen habe ver- 

anlaßt sehen, endlich zu einer Konzeption abgestufter 
Heime zu kommen, abgestufter Unterbringungs- und Er- 
ziehungsmöglichkeiten für die verschiedenen Typen ver- 
schiedenen Schwierigkeitsgrade von schwererziehbaren 
Jugendlichen. Dies ist bisher nicht gelungen, und Sie wer- 
den eines nicht bestreiten können, ich sage dies von meiner 
beruflichen Kenntnis her: Im Grunde genommen steht die 
gesamte Jugendarbeit, sowohl in der Jugendförderung als 
auch letzten Endes in der Familienfürsorge, in einer un- 
geheuren Krise. Man kann nicht meinen, daß 
Experimenten, die ma n jeT^TWl eder den R andgrnn^ä^T^^ 
Gesellschaft selber überläßt, elne Art Lo s u nFTIFr d en Trr n n f 
hngeQrrdrHl grist der Staatjr efo^ 
eine Lösung finden, und ich Kann nur sagen, daß wir alle 
unser Teil dazu beizutragen haben, wo immer wir stehen 
Aber eines dürfen wir nicht tun: Nun einfach sagen wir 
sehen nicht die Schwierigkeiten, wir decken sie mit* dem 
Mantel der Liebe zu und wollen sie weiter experimentiA 
ren lassen. p ue 


Schmitz (CDU): 


Wir sind uns einig in der Zielrichtung, daß wir betr^^ 
und resozialisieren wollen; da sind wir uns einig Wir <dnd 
uns aber nicht einig, daß wir diesen Weg begleiten ? 
damit daß wir kriminelles Tun hinnehmem Lasset sie 
es mich mit einem primitiven Beispiel sagen: Sfe körmin 
nicht mit der Antwort kommen, weil Sie lagen wo soll" 
die denn sonst hin, und fragen, was gibt es sonst an Alter- 
nati y en — es sind hier einige angesprochen worden — 
und zwar deshalb nicht, weil Sie es übertragen in einpm’ 
anderen Fall sich etwa so vorstellen können, daß der r p 
rufsdieb ja auch nicht auf die Frage: Wovon soll ich denn 
~ etwa die Antwort erwarten darf- nT 
has? darfste weiter klauen, weil du nichts anderes gelernt 

• t • • 

Präsident Sickert: Meine Damen und Herren» Wndmni 

nM ? mehr vor ' D ” «Ät 

den Antra & *** den Ausschuß für Familie Tup-Pifd 
und Sport zu überweisen: die Fraktion der SPD beantragt 
zusätzlich Überweisung an den Ausschuß für Sicherheit 
und Ordnung und an den Hauptausschuß; als federführen- 
der Ausschuß wird vorgeschlagen der Ausschuß für Fa- 
milie, Jugend und Sport. Wer den Überweisungen die Zu- 
stimmung zu geben wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Danke, das ist so beschlossen. 
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KLUBHAUS FALKENHAGENER FELD: 

KAMPF UM SELBSTBESTIMMUNG 


Von Anfang an: Das Klubhaus vertreibt die, die es brauchen 

Bai und Eröffnung 


la November 1%5 beschloß die Bezirksverordneten- 
Versammlung Spandaus: "Das Bezirksamt wird beauf- 
tragt, sich dafür einzusetzen, daß in den Neubau- 
gebieten Spandaus Gemeinschaftshäuser errichtet wer- 
den® " 

Xn Mai 1968 wurde dieser Beschluß in die Tat umge- 
setzt. Das Jugendaufbauwerk (JAW), eine dem Senat 
v^^twortlicheL "freie" Einrichtung der Jugendpfle- 
ge^^rhielt Mittel aus dem Bundes jugendplan, Lotto- 
spenden, Senatszuschüsse und Geld von der Schult- 
heiss-Brauerei , um im Falkenhagener Feld das "Klub- 
haus für Jugend und Familie" zu bauen. Das Bezirks— 
ant stellte das Bauland kostenlos zur Verfügung, die 
GSW verbaute 2 1/2 Millionen Mark. 

In Januar 1970 war es dann soweit. Das Klubhaus wur- 
de feierlich der Öffentlichkeit übergeben. 

Schon die erste Zeit vor und nach der Eröffnung 
machte die Widersprüche, die bis heute die Ausein- 
andersetzung um das Klubhaus bestimmen, deutlich. 
Erwin Beck, damaliger Vorsitzender des JAW, erklär- 
te anläßlich der Eröffnung, das Klubhaus solle der 
Familienpädagogik dienen, wobei die Kinder Kontakt- 
punkt zwischen dem Klubhaus und den Familien sein 
sollen, indem sie von chm neuen Haus und seinen mo- 
dernen Einrichtungen Besitz ergreifen und in abseh— 
b^^ Zeit auch die Eltern haranziehen«. Von offi- 
zj^Ker Seite einschließlich der Berliner Presse 
wurde das Klubhaus mit Begeisterung begrüßt: Die 
Kegelbahn im Keller, der " BeatHy-Raum" , das Foto- 
labor, die Autowerkstatt - alles wurde gelobt. Daß 
das Haus viel zu aufwendig gebaut war, daß empfinde 
liehe Kunslfcstoffböden verwendet wurden, daß die Tü- 
ren zum größten Teil verglast sind (eine Gefahren- 
quelle besonders für Kinder), daß von der gesamten 
Iläche des Hauses nur $in winziger Teil für Kinder 
und Jugendliche zur Verfügung stand, daß unglaublich 
■viel Raum verschenkt wurdd. für eine nutzlose Vor- 
talle und Garderobe - das alles interessierte nicht. 
"Wohlfühlen wird sich dort jeder, denn der verant- 
vortliche Architekt, Dipl-rlng® Heinrich Balke, hat 
diesen Ort der Begegnung nicht nur mit sehr viel 
Terständnis, sondern darüber hinaus auch mit Herz: 
gebaut. " 


Zwei Widersprüche waren im Prinzip schon vor der 
offiziellen Eröffnung des Klubhauses offenbar: 

- Das Klubhaus wurde gebaut, ohne daß die Bevölke- 
rungsstruktur im Falkenhagener Feld berücksich- 
tigt wurde. Vom Träger wurde eine Bevölkerungs— 
analyse als unnötiger Ballast abgelehnt. 

- Staatlich verordnete Freizeitpädagogik steht im 
Gegensatz zu den Interessen derer, an die sie 
sich wendet. 

Während der zweite Widerspruch grundsätzlicher Na- 
tur ist, ist der erste nur aus der Kurzsichtigkeit 
und aus dem mangelnden Verantwortungsbewußtsein der 
planenden Instanzen zu erklären. 

Wie sich diese Widersprüche von Anfang an entfalte- 
ten, soll an der Entwicklung der Kinderarbeit im 
Klubhaus erläutert werden. 


Die Kinderarbeit wird sabotiert 

Schon vor der Eröffnung des Klubhauses begann die 
Kinderarbeit. Eine Gruppe von Studenten der vom Se- 
nat unterstützten "Aktion Bildungsf Order ung" baute 
eine Kindergruppe auf mit Kindern, die durchweg aus 
sogenannten "sozial schwachen" Familien kamen. Die 
"Vorschulerziehung", die vom Senat mit derartigen 
Gruppen beabsichtigt war, sollte dazu dienen, ge- 
sellschaftlich benachteiligten Kindern gleiche Bil- 
dungschancen zu eröffnen. Die Ziele waren durchaus 
realistisch und nicht zu hoch gesteckt: die Kinder 
sollten im Klubhaus in einer Gruppe zu gemeinsamem 
Handeln und Austragen von Konflikten befähigt wer- 
den; durch Gespräche mit den Eltern sollte gewähr- 
leistet werden, daß hier keine Erziehung gegen die 
Eltern stattfand. Wie aus den Berichten der Betreuer 
wie auch aus den Stellungnahmen der Eltern hervor- 
geht, verlief die Arbeit ziemlich erfolgreich. Die 
Kinder richteten zwar am Anfang ihr InterBase weit- 
gehend auf die "Bezugspersonen", lernten aber schon 
nach wenigen Wochen, sich unabhängiger von den Be- 
treuern zu verhalten, gemeinsam zu spielen, ohne 
die Betreuer zu fragen:" Was sollen wir jetzt ma- 
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chen?" und sich auch gemeinsam gegen die Betreuer 
zu artikulieren. In dieser Phase (ungefähr Januar 
1970) begannen die ersten harten Auseinandersetzun- 
gen zwischen dem JAW-Vertreter Schlinge auf der ei- 
nen Seite und den Klubhaus-Angestellten (Heimleiter 
und die Betreuer der Kinder) auf der anderen. Der 
Grund war zweifellos der "Linkstrend" der Kinder- 
und Jugendarbeit, den Vorwand lieferte ein Konflikt, 
der aus der falschen Konzeption der Klubhauserbauer 
resultierte: Fürs Klubhaus schwebte seinen Erbauern 
eine integrative Gruppenarbeit vor, Kinder in ein 
paar Kindergruppen zum Märchenhören, Malen, Basteln, 
Jugendliche in Beat- und Sportgruppen, Erwachsene 
beim Kegeln und Diskutieren. Das alles ergänzt durch 
einen begrenzten offenen Betrieb. Aber schon als die 
erste Kindergruppe im Klubhaus anfing, standen den 
12 Kindern dieser Gruppe die 250 Kinder gegenüber, 
die sich nachmittag für nachmittag die Nasen an den 
Scheiben plattdrückten, aber nicht ins Klubhaus durf- 
ten, um die Harmonie dort nicht zu stören. Nachdem 
sich die Betreuer anfangs noch im Interesse der 
Klubhausverwaltung gegen das Interesse der Kinder 
verhalten hatten, setzte sich bei ihnen schließlich 
unter dem Eindruck der täglichen Wirklichkeit die 
Solidarität mit den Kindern durch: Sie ließen einen 
weitergehenden offenen Betrieb zu mit dem Ergebnis, 
daß die Kinder massenhaft im Klubhaus spielen konn- 
ten. Die Kinder waren darüber glücklich. Das Klub- 
haus muhte ihnen wie ein Paradies erscheinen. Das 
Glück war von kurzer Dauer. Schlinge besuchte das 
Klubhaus, besichtigte die Zerstörungen (einige Mau- 
erschäden), setzte den Heimleiter unter Druck (er 
sollte alle nicht «normalen" Schäden aus eigener 
Tasche bezahlen). Die Betreuer der Kinder, deren 
Eltern und der Heimleiter antworteten mit einer Ge- 
genforderung: Sie verlangten generell offenen Be- 
trieb und ein gewisses Maß an Mitbestimmung (Bei- 
rat aus Eltern und Jugendlichen, der bei Ausgaben 
und Stellenbesetzungen mitbestimmt). Diese Forderun- 
gen wurden vom JAW rundheraus abgelehnt. Die von den 
Eltern, den Betreuern und dem Heimleiter veröffent- 
lichten Vorgänge wurden von Schlinge in diffamie- 
render Form dementiert. Dep 

Heimleiter und die Betreuer kündigten, wären aber 
bereit gewesen, ihre Arbeit unter annehmbaren Be- 
fortzusetzen. Diese Bedingungen wurden 
vom JAW verweigert. Das JAW bediente sich dabei ei- 
ner Gruppe von Erwachsenen im FF, die in der Ge- 
schichte des Klubhauses noch öfters diese Rolle 
übernehmen sollten. Es handelt sich dabei im wesent- 
lichen um eine Kegel-Gruppe des Klubhauses, der- 
ebenso wie den Reinemachefrauen - an Ruhe und Ord- 
nung im Hause gelegen ist. 

Die Betreuer machten noch den Versuch, ihren Stand- 
punkt in *iner "Falkenhagener Feld Zeitung" (April 
1970) mitzuteilen I Ihre Versuche, im Falkenhagener 
Feld Räume für die Weiterarbeit zu finden, blieben 
erfolglos, nachdem zuletzt auch die Kirehengemein- 
den ihre Unterstützung versagten. Die Bürger des 
Falkenhagener Feldes hatten ihren ersten &: npf ums 
Klubhaus verloren. 
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haupt nicht, was sie machen sollten, hatten auch 
keine Lust, dort Schularbeiten zu machen, und frag- 
ten dauernd, ob die Betreuer nicht was spielen woll- 
ten. Ein Ausweg war, einen Kellerraum als Malraum 
einzurichteno Die Kinder spielten hier zwar gemein- 
sam, die kollektiven Handlungen hatten aber ihre 
Grenze in der Knappheit der Spielobjekte (Wasser- 
schlauch, Pinsel usw. ). Da die Kinder in einer Wo- 
che 50 Kilo Farbe verbrauchten, varde der Malraum 
für sie geschlossen." Diese schrittweise Vertreibung 
zunächst aus dem großen Raum in zwei Kellerräume, 
dann auch aus diesen, lasteten die Kinder ganz offen- 
bar ihren Betreuern an, auch wenn diese betonten, 
daß sie dafür nichts konnten. Sie verkrochen sich 
im Klubhaus. "Mit der Zeit lösten sich die Kinder 
von ihren Betreuern, sie wollten sie sogar bei ih- 
ren Spielen nicht mehr dabei haben. Sie spielten 
jetzt auf den Toiletten, mit einem groben Rollwagen 
im Flur und bauten sich aus den Holzkästen eine Höh* 
le. Schularbeiten machte fast keiner mehr." (ebd.) 

Die Schüler sahen ebenfalls den Widerspruch zwi- 
schen den Kindern, die ins Klubhaus durften und de- 
nen^die draußen standen. Sie schlossen sich den 
Foi^^ungen des Heimleiters und der Kindergruppen- 
betreuer an, mußten mit diesen gemeinsam die Sabo- 
tage ihrer Arbeit durch das JAW hinnehmen und ver- 
ließen mit den anderen Betreuern zusammen das Klub- 
haus. 


Zusammenfassung : 

Wir haben die Entwicklung des Klubhauses in den 
ersten Monaten nach der Eröffnung deshalb so aus- 
führlich geschildert, weil sie bereits die Wider- 
sprüche zutage treten ließ; die die Entwicklung 
der Lage im Klubhaus bis zum heutigen Tage beherr- 
schen. 

Das Klubhaus, als einzige Gemeinschaftseinrichtung 
des^alkenhagener Feldes, war schon von seiner bau- 
lij^| Anlage her nicht auf den voraussehbaren Mas- 
senansturm von Kindern und Jugendlichen eingerichtet. 
Seinen Erbauern schwebte eine harmonische Gruppen- 
arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
vor, nicht ohne Konflikte selbstverständlich, aber 
doch nur,. mit solchen Konflikten, denen die Mitarbei- 
ter jeweils gewachsen waren. Die ersten Mitarbeiter 
wurden auf die Unsinnigkeit eines derartigen Kon- 
zeptes durch die tägliche Wirklichkeit gestoßen. 
Angesichts der Tatsache, daß sie in keiner Weise 
auf diese Wirklichkeit vorbereitet waren, daß sie 
zu ihrer Bewältigung keinerlei Hinter Stützung sei- 
tens des jaw hatten, daß die ganze bauliche Anlage 
des Klubhauses wie auch die geringe Zahl der Mitar- 
beiter die Bewältigung dieser Wirklichkeit extrem 
erschwerten, haben sich erstaunlich gut auf den 
Massenansturm eingestellt, und die richtigen Konse- 
quenzen daraus gezogen. Sie forderten Mitsprache- 
rechte, die wegen der Konzeptionslosigkeit un- 


er. läßlich waren, sie forderten einen offenen Be- 
trieb, weil alles andere angesichts der Massen von 
Kindern und Jugendlichen diesen gegenüber kriminell 
gewesen wäre-, sie forderten die Einstellung von zu- 
sätzlichen Mitarbeitern, weil sie nur so den Massen- 
andrang hätten bewältigen können. Bauliche Verän- 
derungen des Klubhauses wären die nächste Konse- 
quenz gewesen. Das JAW hätte sich um das Falken- 
hagener Feld verdient machen können, wenn es diesen 
Forderungen nachgegaben hätte. Dem JAW war aber sei- 
ne Sonnenscheinkonzeption im 2 1/2 Millionen Prunk- 
bau heilig, die Bedürfnisse der Jugendlichen und 
Kinder des FF gleichgültig. Es versuchte nicht, die 
Probleme anzugehen, sondern verbannte die Probleme 
samt denen, die sie ernst nahmen, aus dem Klubhaus.. 

Trügerische Ruhe 

Geschlossener Betrieb 


Mit der Verdrängung des ersten Ansatzes einer offe- 
nen, den Bedürfnissen der sozial schwächeren Bevöl— 
kerungsgruppen im Falkenhagener Feld entsprechenden 
Kinder- und Jugendarbeit im Klubhaus, begann eine 
relativ ruhige Zeit im Klubhaus. Diese Zeit war durch 
drei Schwerpunkte gekennzeichnet: 

- Für die Kinder- und Jugendarbeit herrschte weit- 
gehend geschlossener Betrieb. Der tägliche Mas- 
senansturm wurde durch Kartenvergabe gedrosselt. 

- Erwachsenenarbeit im Klubhaus beschränkte sich 
auf Kegeln im Keller, Saufen in der Kneipe, Ver- 
mieten des großen Saales für Veranstaltungen von 
Jusos bis zu Heimatvereinen. 

- Ruhe und Ordnung im Klubhaus versuchte die Klub- 
hausleitung durch Spaltung der Jugendlichen her- 
zustellen. 

Die neu eingerichteten Schülerarbeitszirkel hatten 
unter denselben Problemen zu leiden wie die Schul- 
arbeitszirkel der Anfangszeit, das Resultat war ei- 
ne starke Fluktuation unter den dafür zuständigen 
Mitarbeitern, bis die Schularbeitszirkel endgültig 
eingestellt wurden. Über die "Erwachsenenarbeit" 
läßt sich nichts berichten, obwohl gerade hier eine 
Unzahl von Problemen zu bearbeiten gewesen wäre, 
angefangen bei der Erziehungsberatung, die gerade 
angesichts der großen Anzahl von "schwierigen" Kin- 
dern und Jugendlichen dringend notwendig gewesen 
wäre, bis zu den eigenständigen Problemen Erwachse- 
ner (Familie, Arbeit usw.), die bislang nicht ein- 
mal in entsprechenden Diskussionsveranstaltungen 
aufgenommen wurden. 



TAKTrK DER BÜROKRATEN : 

SPALTEN - GEGENEINANDER AUSSPIELEN 

Einer etwas ausführlicheren Darstellung bedarf der 
Versuch, die Jugendlichen im Klubhaus zu spalten, 
da diese Taktik bis in die Gegenwart zu den Haupt- 
schwerpunkten staatlicher Jugendarbeit gehört* 

Um zunächst kurz den Zusammenhang anzudeuten, ei- 
nige allgemeine Bemerkungen: Die Gründe, aus denen 
Jugendliche eine Einrichtung wie das Klubhaus be- 
suchen, können außerordentlich verschieden sein. 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit seien hier nur ei- 
nige angegeben: 

Jugendliche (Schüler, Lehrlinge, junge Arbeiter) 
aus kaputten Familien können innerhalb ihrer Fami- 
lie nicht leben. Kommerzielle Jugendtreffs wie Beat- 
clubs usw* bieten kaum Möglichkeiten, die Art von 
Gemeinsamkeit und Zusammengehörigkeit mit anderen 
Jugendlichen herzustellen, die diese Jugendlichen 
zu Hause vermissen. 

Jugendliche aus intakten Familien haben ein (selten 
eigenständiges, meist von den Eltern verordnetes) 
Interesse an konstruktiven Kontakten mit anderen Ju- 
gendlichen, das sich e twa in gemeinsamen Bastelgrup- 
pen verwirklicht. 

Im Klubhaus sind vorwiegend Jugendliche anzutreffen, 
die der ersten der genannten Gruppen zuzuordnen sind. 
Der Prozeß, den sie gemeinsam durchlaufen könnten, 
ist leicht zu beschreiben: Sie erkennen gemeinsam 
ihre Lage, sie lernen zu unterscheiden, was an ih- 
ren Problemen, Schwierigkeiten und Leiden privat 
und zufällig ist, und was daran gesellschaftlich 
und allgemein ist. Sie ziehen aus diesen Erkenntnis- 
sen Konsequenzen, die sich gegen die für ihre Prob- 
leme verantwortlichen gesellschaftlichen Instanzen 
richten. Diese Konsequenzen können sowohl "poli- 
tisch" (gemeinsamer Kampf gegen staatliche Instan- 
zen) als auch "kriminell" (Aggressivität, Eigentums- 
delikte usw.) sein, wobei cäs eine das andere keines- 
wegs ausschließt. Findet ein derartiger Prozeß nicht 
statt, so sind die Konsequenzen ähnlich* aber nur 
individuell: Einzelne werden kriminell, einzelne 
ziehen politische Konsequenzen, einzelne bauen sich 
eine alternative Scheinwelt mit Rauschmitteln oder 
iurch Konsum auf, wobei vir keinen Unterschied ma- 
chen, ob diese Scheinwelt durch Alkohol, Haschisch, 
Fixen, Beat oder sonstwas hergestellt wird: das ge- 
meinsame dieser Mittel ist, daß aus dem Unglück der 


20 

Jugendlichen Profit geschlagen wird, der Unter- 
schied liegt lediglich darin, wie schnell die Ju- 
gendlichen psychisch und physisch zerstört werden 
(wobei Fixen und Alkohol zweifellos die Spitze haf- 
ten). 

Geht man von den genannten Voraussetzungen aus, 
dann läßt sich das Dilemma der staatlichen Jugend- 
arbeit leicht erkennen. An gemeinsamer Aktivität der 
Jugendlichen kann ihr nicht liegen, da sich diese 
. Aktivität letztlich gegen den Staat selber richten 
würde, die Alternativen hierzu: Kriminalität und 
Rauschgift mögen nicht einmal zynische Rathausbüro- 
kraten als das Ziel ihrer Jugendarbeit bezeichnen, 
auch wenn diese Arbeit praktisch darauf hinausläuft. 
Was übrig bleibt, ist, wenigstens das "Schlimmste", 
nämlich daß die Jugendlichen politische Konsequen- 
zen ziehen, zu verhindern und dafür zu sorgen, daß 
die kriminellen und Rauschgiftalternativen nicht so 
sichtbar werden, daß man sie zur Kenntnis nehmen 
muß, das heißt, daß sie unter einer dünnen Schicht 
von Ruhe und Ordnung verborgen bleiben. 

r 

Wie die staatliche Jugendarbeit diese Möglichkeit 
zu verwirklichen sucht, hängt von den jeweiligen 
Umständen ab. Als allgemeine Linie . ist zu beobach- 
ten, daß an die Stelle eines autoritären Heimleiters, 
üer die Jugendlichen durch Einschüchterung und 
manchmal auch Gewalt in Schach hält, immer mehr der 
/ersuch tritt, die Jugendlichen so zu spalten, daß 
sie sich gegenseitig behindern und im Zaum halten. 

Spaltungsmöglichkeiten gibt es viele: Gegen die Ju- 
gendlichen, die Rauschmittel (außer dem legalen 
Alkohol) nehmen, lassen sich genügend gesellschaft- 
liche Vorurteile und Ängste mobilisieren, ebenso 
gegen die Kriminalisierung. Gegen die "Politischen" 
kann man mit Hilfe allgemeiner Vorurteile Vorgehen, 
gegen alle kollektiven Interessen und Aktivitäten 
mit Hilfe der individuellen Komsuminteressen usw. 
Darüber hinaus läßt sich allemal das Macht-und 
tungsbedürfnis einzelner Jugendlicher (besonder!*-: 
wenn sie von den übrigen Jugendlichen anerkannt 
werden) gegen die übrigen Jugendlichen verwerten. 

Jinz sicher hat das Jugendaufbauwerk nie bewußt ei- 
ne Spaltungsstrategie durchgeführt, die auf den an- 
geführten Überlegungen auf baut. Daa zu glauben, hie- 
ße die Bürokraten vom JAW überschätzen. Praktisch 
werden die Überlegungen eher so gewesen sein: Im 
Klubhaus drohen "Linke" Unordnung zu säen, Wo. sind 
die Jugendlichen, die wir gegen die Linken benutzen 
können? i m Klubhaus drohen "Schläger" Oberhand zu 
gewinnen: Wo sind die Jugendlichen, die man gegen 
sie ausspielen kann? 

ßas praktische Ergebnis derartiger Überlegungen war, 
daß dle K1 ubhausleitung und das JAW in der Zeit vom 
Frühjahr 1970 bis Ende 1971 eine Anzahl von Versu- 


claen machte, Jugendliche dafür zu gewinnen, andere, 
dem JAW nicht genehme Jugendliche im Klubhaus zu 
disziplinieren oder gar aus dem Klubhaus zu vertrei- 
ben. Diese Versuche waren jeweils nur für kurze Zeit 
erfolgreich. Der Grund dafür liegt auf der Hand: 

Der Unterschied in Interessen, Bedürfnissen und Ver- 
haltensweisen der Jugendlichen war gering im Ver- 
gleich zu den Widersprüchen zwischen Klubhaus lei-> 
tung und JAW auf der einen und den Jugendlichen auf 
der anderen Seite. Diese Tatsache hatte zwei Folgen: 
Es fanden sich zwar immer Jugendliche, die Ordnungs- 
aufgaben im Klubhaus übernahmen, aber immer nur in- 
soweit es ihren eigenen Interessen entsprach. 

Die jagendlichen Ordnungshüter, im Klubhaus jargon 
"Sheriffs" genannt, waren der Klubhausleitung bald 
selber nicht mehr genehm, so daß sie andere Jugend- 
liche gebraucht hätte, um die ersteren niederzuhal- 
ten. 

Zusammenbruch der Jugendarbeit 
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vermeintlichen Angriff der "Linken" gelernt hatten, 
auch in anderen Situationen anwenden würden, uxEfeer 
anderem auch gegen die Klubhausleitung und -Verwal- 
tung, leuchtet ein. 

"Um dieser Tendenz (gemeint ist das aggressive Ver- 
halten der Jugendlichen) entgegenzuwirken, wurde 
ein 'Freundeskreis Klubhaus 1 geschaffen, der als 
Sammelbecken für alle zur Mitarbeit und Mitgestal- 
tung im Klubhaus bereiten jungen Menschen dienen 
sollte« - Weiterhin wurden vom damaligen Hauslei- 
ter viele Beatbands und Schülerarbeitsgemeinschaf— 
ten in das Haus geholt, in der Hoffnung, dem Haus 
hiermit einen zuverlässigen Stamm Jugendlicher zu 
sichern, und negativen Elementen keinen Einfluß- 
spielraum zu belassen. Gleichzeitig wurde den aggres- 
siven Jugendlichen, die durah. Gespräche nicht zu 
einer Änderung ihrer Haltung bewegt werden konnten, 
zum Teil durch Anwendung rigoroser Mittel Einhalt, 
geboten«" (Bericht von Schlinge) 


Das ganze Dilemma, in dem das JAW in Bezug auf den 
m it jugendlichen steckte, und in dem die 
sSRliche Jugendarbeit ganz allgemein steckt, läßt, 
sich an dem Bericht des JAW-Vertreters Schlinge 
darstellen, mit dem er die Epoche der trügerischen 
Ruhe im Klubhaus nachträglich kommentiert. 
"Beatabende und Diskotheken ... stießen zunächst 
auf großes Interesse, und es kamen bis zu 250 Ju- 
gendliche pro Abend, doch leider häuften sich hier- 
bei sehr bald Schlägereien und Sachbeschädigungen 
derartig, daß diese Veranstaltungen eingestellt wea>- 
den mußten« Schon damals war deutlich zu erkennen, 
daß gerade die schwierigen Jugendlichen im Klubhaus 
sich stark bemerkbar machten und ihr aggressives 
Verhalten die Gefahr mit sich brachte, andere gut- 
willige Jugendliche aus dem Haus zu verdrängen." 
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DiÄorgeschichte dazu: In der Eröffnungszeit des 
K S!auses hatte eine linke Gruppe im Klubhaus mit 
einem "sexaalpolitischen Arbeitskreis" begonnen. 

Ziel dieses Arbeitskreises war es zu zeigen, daß 
sexuelle Probleme und allgemein psychische Schwierig- 
keiten der jugendlichen nicht individuelle, sondern 
gesellschaftliche Ursachen haben. Diese Gruppierung 
war dem JAW ein Dorn im Auge. Es benutzte eine For- 
derung, die diese Gruppe aufgestellt hatte (freier 
Eintritt bei Beatveranstaltungen), ohne sie den 
übrigen Jugendlichen richtig zu erklären, um andere 
Jugendliche gegen diese Gruppe aufzuhetzen: "Die 
Linken wollen euch die Beatveranstaltungen kaputt 
machen" war die Parole, die Jugendlichen waren zu- 
recht empört, sie wurden von der Klubhausleitung 
dazu ermutigt, sich gewaltsam gegen die "Linken" zir 
Wehr zu setzen, und sie taten es auch. Das Wichtige 
an diesem Prozeß war, daß die Jugendlichen lernten, 
ihHQt Interessen gemeinsam, notfalls auch gewaltsam 
durchzusetzen* Laß sie das* was sie gegen einen 


Dieser Versuch, eine neue Gruppe von Jugendlichen 
gegen die vorhergehende auszuspielen, war erfolg- 
los. 

"Leider ließ sich jedoch dieser an sich positive 
Ansatz einer auf die Verhältnisse im Klubhaus zu- 
geschnittenen Jugendarbeit auf die Dauer nicht 
durchhalten. 

Der Freundeskreis, in ständiger Auseinandersetzung 
mit schwierigen Jugendlichen erschöpft und inner- 
lich zerstritten, zerbröckelte schnell, die anderen 
im Hause ansässig gewordenen Jugendgruppen kapselt®, 
sich ab und neutralisierten sich, die Probleme der 
Hausleitung waren nicht die ihren. Schließlich muß- 
te auch der energische Hausleiter wegen einer Ver- 
fehlung das Haus verlassen." (ebd.) 

In dieser Zeit machten zwei Mitarbeiter des Klub- 
hauses den Versuch, mit den Jugendlichen, die re- 
gelmäßig ins Klubhaus kamen, eine Gruppenarbeit zu 
beginnen, die auf die Bildung von Solidarität unter 
den Jugendlichen abzielte. Daß diese Arbeit wenig— ~ 
stens zum Teil erfolgreich war, läßt sich wohl daran 
ablesen, daß noch heute viele Jugendliche positiv 
über diese Arbeit berichten, als auch an dem Kom- 
mentar Schlinges in seinem Arbeitsbericht: 

"Nur in einer Hinsicht lernten die Jugendlichen. 

^as ihnen die Sozialarbeiter als 'Solidarisierungs— 
prozeß' geradezu auf drängten, verarbeiteten sie in 
einer ihnen nützlichen primitiven Form zu Überle- 
gungen, durch Aggressivität Macht im Hause zu er- 
langen. Sie begriffen ihre Stärke gegenüber den Er- 
wachsenen als Bande und verhielten sich dementspre- 
chend« Das jetzige Verhältnis zwischen diesen Ju- 
gendlichen und der Leitung des Hauses ist bestimmt 
von einer Eskalation von Druck und Gegendruck." 

"Wir sind zur Zeit auch nicht in der Lage, zumin- 
dest die aggressivsten der Jugendlichen aus dem 
Haus zu bekommen. Dazu wären Gewalttätigkeiten nötig. 
So versuchen wir jetzt wenigstens das Schlimmste zu 


varhüten und unsere Veranstaltungen für Kinder und 
Erwachsene so \ait als möglich vor Störungen zu 
schützen. Neuerdings benötigen wir hierzu bereits 
als neue Stufe der Eskalation den Einsatz der Poli- 
zei." (ebd.) 

Damit waren die. Versuche der Klubhausleitung und 
des JAW, Jugendliche im Klubhaus für die Durchsetzung 
ihrer Vorstellung von Jugendarbeit zu gewinnen, enct- 
gültig gescheitert. Sie trafen im Klubhaus auf die 
offene Ablehnung bei der überwiegenden Mehrheit der 
Jugendlichen. Diese Ablehnung ging schließlich so- 
weit, daß sich einige Vertreter des JAW Waffenschei- 
ne besorgten, um sich mit ihnen angemessen erschei- 
nenden Mitteln gegen die Jugendlichen verteidigen 
zu können. 

Zusammen!* as sung : 


22 

Kampf der Jugendlichen 

Ums Klubhaus 

°ie Lage im Klubhaus 

Anfang 1 972 war di . 

Polizeiei n e -- 4 - Jja ^ e lm Klubhaus chaotisch: 

-Einsätze eeffon T 

völlig e Einsrell ° Jugendliche, Hausverbote, 
(nur noch aie Yo^^ °' f:fentlicilen Jugendarbeit 

Jugendlichen offe^ 111116 Und die Kxie±pe standen den 

S e gen di e Klubirti * ^Sg^essivität der Jugendliche * 1 
nen zwischen j u S Bürokratie , Aggressio- 

zoichneten den ^ und Erwachsenen kenn- 
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"Die aggressiven Jugendlichen im Klubhaus wurden 
ja nicht im Klubhaus erzeugt, sondern wuchsen heran 
in der Wohnsiedlung des Falkenhagener Feldes, in 
der sich über Jahre hinweg niemand Gedanken über 
Jugendarbeit gemacht hat. Sie, die Jugendlichen und 
wir, die Mitarbeiter im Klubhaus, sind daher im 
Grunde gemeinsam Opfer einer gleichen gesellschaft- 
lichen Fehlplanung geworden." (Arbeitsbericht Schlin- 
ge)* Trotz dieser ziemlich klaren Einsicht in die 
wirklichen Verhältnisse der Jugendlichen im Falken- 
hagener Feld (und nicht nur dort), mußte die Ju- 
gendarbeit im Klubhaus scheitern, da sie konsequen- 
terweise nur darauf hätte hinarbeiten können, die 
Jugendlichen gegen die Verantwortlichen der gesell- 
schaftlichen Fehlplanung zu politisieren. Das Ju- 
gendaufbauwerk , selber ein Bestandteil der für die 
Fehlplanung nicht nur im Falkenhagener Feld verant- 
wortlichen Instanzen, konnte und wollte gerade die- 
se einzig richtige Art der Jugendarbeit weder lei- 
sten noch dulden. 

Es machte daher den Verbuch, die Jugendlichen zu 
spalten, zuerst in Linke und Gegner der Linken, 
dann in Radaubrüder und ordentliche Jugendliche, 
dann in "normale" und "dissoziale" Jugendliche.. 

Diese Spaltungsversuche, deren sich gegenwärtig die 
staatliche Jugendarbeit in steigendem Umfang zu be- 
dienen versucht, mußten notwendig an den gemeinsa- 
men Interessen der Jugendlichen scheitern, die die 
wirkliche Lage der Jugendlichen widerspiegelt. 


Jugendliche dazu zu ermuntern, sich gegenüber ande- 
ren Jugendlichen, die man mit irgendwelchen Tricks 
zu Feinden stempelt, mehr A oder weniger gewaltsam 
durchzusetzen, hat zwangsläufig zur Folge, daß die- 
se Jugendlichen sich auch ihren wirklichen Feinden 
gegenüber (z.B. dem Bezirksamt) nicht mehr fried- 
lich, verständnisvoll und kompromißbereit verhalten. 
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Diese Unterstützung half auch den Jugendlichen 
selbst, an die Durchsetzbarkeit ihrer Forderungen 
zu glauben. 

Der Kampf beginnt 

Diese Faktoren kamen zum ersten Male zum fragen, 
als im Januar 1972 die erste öffentliche Diskussion 
über Jugendarbeit im Klubhaus veranstaltet wurde. 

Die Jugendlichen trugen ihre Kritik an der bisheri- 
gen Jugendarbeit des Klubhauses vor und formulier— 
ten zum ersten Mal ihre Forderung nach einer selbst- 
verwalteten Jugendarbeit im Klubhaus. Diese Forde- 
rung wurde von Vertretern der Selbsthilfe Falken— 
Hagener Feld unterstützt und bekräftigt. 

Tür die Jugendlichen wirkte sich in dieser Situation 
eine irrationale Bürokratenkonkurrenz aus: die Ver- 
treter der Abteilung Jugend und Sport des Bezirks- 
amtes Spandau (Amtschef Katlewski und Bezirks jugend- 
Pflegerin Gottschalk), die vom JAW offen um Unter- 
stützung gebeten worden waren, nahmen den Bankrott 
d^J^fug endarbeit des JAW mit offensichtlicher Scha- 
denfreude zur Kenntnis. Sie leugneten ihre eigene 
Zuständigkeit für die Jugendarbeit im Klubhaus, in- 
dem sie sich bürokratisch hinter der Juristischen 
Formel verschanzten, daß das JAW, nicht das Bezirks- 
amt für das Klubhaus verantwortlich sei. Dem JAW 
verweigerten sie die Unterstützung, so daß diesem 
aichts übrig blieb, als vor den Forderungen der Ju- 
gendllchen zu kapitulieren. Es gestand den Jugend- 
lichen das Recht auf eine selbstverwaltete Jugend- 
arbeit zu, mit der Bedingung, daß die Jugendlichen 
hach einer zweiwöchigen Frist ein Programm für die- 
se Arbeit vorlegen sollten. Diese Bedingung hatte 
^as JAW ganz offensichtlich in der Hoffnung gestellt, 
^a^ die Jugendlichen nicht imstande sein würden, 
s le zu erfüllen (immerhin hatte es das JAW in zwei 
Jahren nicht zu einer derartigen Konzeption ge- 
bracht), Als klar wurde, daß diese Hoffnung unbe— 
6*hij^et war, versuchten sich Schlinge und der Haupt- 
0l ^Bisator Agricola aus der Schlinge zu ziehen, inr- 
b- Q m sie die Zusage für eine weitere öffentliche Dia- 
khssion , auf der die Jugendlichen ihre Vorstellnn— 
® e n Vortragen sollten, zurückzogen. M Agricola weist 
m l c b auch im Namen von Schlinge darauf hin, daß am 
Februar kein Mittwochgespräch stattfindet. 'Bei 
hhs im Haus nicht - alles andere ist Hausfriedens- 
bruch. * "(Aktenvermerk) 

Selbsthilfe machte diesen Wortbruch publik, der 
Slc b im Klubhaus wie ein Lauffeuer herumsprach. Das 
Neue hierbei war, daß dieser Wortbruch, der die Ju- 
8 e ndli C ix en früher nur entmutigt hätte ("wir kön- 
11611 da doch nichts machen") diesmal nur die Ent- 
^^^° sse nheit der Jugendlichen verstärkte, sich mit 
en Forderungen gegen dis JAW durchzusetzen. 


über das, was sich zu dieser Zeit hinter verschlos- 
senen Türen im JAW, im Bezirksamt Spandau und im 
Senat von Berlin abspielte, lassen sich allenfalls. 
Vermutungen anstellen. Sicher scheint, daß in allen 
zuständigen Ämtern die solidarische Aufsässigkeit 
der Jugendlichen des Falkenhagener Feldes gegen das 
JAW Aufsehen erregte und daß die zuständigen Stellen 
zu dem Schluß kamen, daß es notwendig sei, die Wo- 
gen so schnell wie möglich zu glätten. 

Die für den 2. Februar zugesagte öffentliche Dis- 
kussion fand gegen den Willen von Schlinge und Agr4f- 
cola doch statt; die für Jugendarbeit zuständigen 
Stellen waren repräsentativ vertreten: Das JAW 
durch s einen Vorsitzenden Haase, das Bezirksamt 
Spandau durch den Stadtrat Schleusener, die Jugend- 
senatsverwaltung durch den Senatsdirektor Tuchei. 

Das provisorische Jugendkomitee hatte ziemlich aus- 
führliche Vorstellungen über eine selbstverwaltete 
Jugendarbeit entwickelt, die sowohl den Freizeitbe- 
reich (Sport, Musik, Hobby) als auch den gesell- 
schaftspolitischen Bereich einschlossen. Die allge- 
meine Forderung nach einer von den Jugendlichen 
salbst verwalteten Jugendarbeit wurde erweitert: 
Anerkennung des provisorischen und später eines ge- 
wählten Jugendkomitees als legitime Vertretung der 
Jugendlichen, selbstverwaltete Jugendarbeit auf der 
Grundlage des vom Jugendkomitee entwickelten Pro- 
gramms, Aufhebung der Hausverbote. 

Die Hauptangriffe gegen die Jugendlichen kamen we- 
niger von den Vertretern der offiziellen Institu- 
tionen als von einem Teil der auf der Versammlung 
anwesenden Erwachsenen. Sie sprachen den Jugendli- 
chen von vornherein die Fähigkeit ab, eigenverant- 
wortlich im Klubhaus aktiv m werden, sie kriti- 
sierten Äußerlichkeiten wie lange Haare, Herum- 
lungern uswo. Diese Angriffe gaben den Vertretern 
des Bezirksamtes und des Senats die Möglichkeit, als 
Vermittler aufzutreten und den Jugendlichen kompro— 
mißbereit zu begegnen: Das provisorische Jugend- 
komitee wurde akzeptiert, aber mit der Einschrän- 
kung, daß es fortan zusammen mit einem noch zu bil- 
denden Erwachsenenkomitee und den Sozialarbeitern 
über die weitere Arbeit des Klubhauses diskutieren 
sollte. Das von den Jugendlichen ausgearbeitete Ar- 
beitsprogramm sollte als Diskussionsgrundlage für 
ein zu entwickelndes Programm für die Jugendarbeit 
dienen. Der einzige Sieg, den die Jugendlichen wirk- 
lich erringen konnten: die bestehenden Hausverbote 
gegen drei Jugendliche wurden zurückgenommen. 

Um den chronischen Personalmangel, der ebenfalls 
viel Kritik hervorgerufen hatte, zu mildern, stell- 
ten Senat und Bezirksamt je zwei Sozialarbeiter für 
drei Monate für die Arbeit im Klubhaus frei. 
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" Mitbestimmung?" 

Nach dieser Diskussion waren zunächst alle Seiten 
befriedigt. Die Jugendlichen meinten, tatsächlich 
etwas durchgesetzt zu haben, das Bezirksamt hatte 
drohende Auseinandersetzungen vom Klubhaus abgewen- 
det und zusammen mit der Senatsverwaltung über die 
vier "Übergangs-" Sozialarbeiter Einfluß im Klub- 
haus gewonnen, das JAW war noch einmal mit einem 
blauen Auge davongekommen. 


Wie trügerisch der Friede war, stellte sich für die 
jugendlichen schon in den folgenden Tagen heraus. 

Eine Diskussion des provisorischen Jugendkomitees 
mit den Sozialarbeitern über finanzielle Mitbe- 
gtimmungamöglichkeiten brachte nichts weiter, als 
daß das Geld für das Klubhaus bereits festgelegt 
war, also nichts mehr mitzubestimmen blieb. 

Die erste Sitzung des gemeinsamen Eltern- Jugend- 
komitees zeigte deutlich, daß von den Tatsächlichen 
Konflikten im Klubhaus buchstäblich nichts gelöst 
war. Das provisorische Elternkumitee , das zu ei- 
nem guten Teil aus Erwachsenen bestand, die Schlin- 
ge schon in den Auseinandersetzungen während der 
Eröf f nungs zeit treu unterstützt hatten, trat den 
jugendlichen mit Forderungen gegenüber, von denen 
wir zwei zitieren: 

"Wir akzeptieren ein Jugendkomitee, dessen Mitglie- 
der ausschließlich im Falkenhagener Feld wohnen.» 
»Wir fordern einen menschenwürdigen Eingang, Trep- 
penaufgang und Vorraum, denn der erste Eindruck ist 
für Gäste oft niederschmetternd und nicht einla- 
dend. » 

Beide Forderungen müssen näher erklärt werdtn* Die 
Forderung, alle Mitglieder des Jugendkomitees müß- 
ten im Falkenhagener Feld wohnen, war, wie sich in 
der Diskussion herausstellte, politisch gemeint: 
in der irrigen Annahme, die "unpolitischen" Mit- 
glieder des Jugendkomitees seien Bewohner des FF, 
die "linken" Spandauer, hatte sich das Elternkomi- 
tee diesen Trick ausgedacht. Erst nachdem die Ju- 
gendlichen sich dagegen verwahrten, daß das Eltern- 
komitee Einfluß auf die Zusammensetzung des Jugend- 
komitees nehmen wollte, und nachdem auch den Eltern- 
komiteelern klar geworden war, daß auch "linke" Ju- 
gendliche aus dem FF im Jugendkomitee waren, ließen 
sie diese Forderung fallen. 

Die Forderung nach einem "menschenwürdigen" Ein- 
gang spricht für sich. Das Menschenunwürdige, das 
die Eltern kritisierten, waren die Jugendlichen, 
die ständig an der Treppe, im Vorraum usw. "herum- 
lungern". Die tatsächliche Not der Jugendlichen, die 
sich in diesem "Herumlungern" ausdrückte, sollte 
nicht so sichtbar zum Ausdruck kommen. 

Da praktisch im Klubhaus kaum etwas mitzubestimmen 
war ( die Finanzen warea festgelegt, ein großer 
Teil der Veranstaltungen war vorhergeplant) und da 
die Elternvertreter grundsätzlich Diskussionen aus- 


wichen (z.B. einer von Jugendlichen geforderten 
Grundsatzdiskussion über offene Kinder- und Jugend- 
arbeit im Klubhaus), verkam das Eltern- und Jugend-, 
komitee immer mehr zu einem Organ, in dem techni- 
scne Fragen beredet wurden, die ein Verwaltungsange' 
Iter alleine besser hätte lösen können. Wann 
ust welcher Raum frei? wie können wir den Mißbrauch 
es Klopapiers durch spielende Kinder eindämmen? 
s v^aren Fragen, die weit von dem abwichen, was 

Ju &endlichen unter einer verantwortlichen 

t> e it im Klubhaus und erst recht unter einer 
selbstverwalteten Jugendarbeit vorgestellt hatten, 
ßas provisorische Jugendkomitee resignierte zu- 
acist, andere begannen ihr weiteres Vorgehen im 
Klubhaus zu planen. 


Das Klubhaus wird geschlossen oo« 
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Über die wirklichen .Gründe, das Klubhaus zu schlie- 
ßen, lassen sich nur Vermutungen anstellen*, Die An- 
gestellten des Klubhauses forderten die Einstellung 
neuer Sozialarbeiter (die vier von Bezirksamt und 
Senat fürs Klubhaus abgestellten Sozialarbeiter wa- 
ren nur für ein Vierteljahr im Klubhaus und gingen 
dann zurück in ihre früheren .Dienststellen)® 

Als. Alternative zur Neueinstellung benannten die 
Angestellten des Klubhauses die Schließung, wohl in 
her Hoffnung, dadurch Druck auf die zuständigen Stet 
len auazuüben. Das JAW mußte an der Schließung des 
Klubhauses interessiert sein, da es hoffen konnte, 
durch Neueinstellungen und genügende Vorbereitungs— 
zeit den verlorenen Einfluß im Klubhaus zurückzuge 
winnen® Das Bezirksamt Spandau konnte nicht viel dar- 
für übrig haben, das Klubhaus Qffen zu halten, da 
las Klubhaus zur Zentrale des politischen Kampfes 
der Bewohner des Falkenhagener Feldes gegen das Be- 
zirksamt geworden war. Die Schließung des Klubhauses 
war jedenfalls beschlossene Sache. 

Die Vorbereitung der Schließung verdient es, genau- 
er J^^chri eben zu werden. 

Di endlichen im Klubhaus spielten offen mit dem 
G-edanken der Besetzung und sie hielten dies auch 
nicht geheim. Sie sprachen von der Besetzung unter- 
einander und auch mit den Angestellten des Klubhau- 
ses, in der Hoffnung, daß schon die Drohung der Be- 
setzung ausreichen könnte, um die Schließung zu ver- 
hindern. 

Für die verantwortlichen Stellen gab es keine andere 
Überlegung mehr als die: wie kriegen wir die Schlie- 
ßung am einfachsten über die Bühne? 

“Zunächst wurde vorgeschlagen, als Begründung für 
die Schließung des Hauses Personalprobleme in den 
Vordergrund zu stellen». »Der Begriff •schöpferi- 
sche Pause* wurde als sehr ungünstig bezeichnet, 
da ( e r) nicht annähernd das darstellte, was in der 
Zeit bis zur Wiedereröffnung im Hause geleistet wer- 
den soll.» »Über ein neues Konzept sollte in dem 
Flugblatt nicht zu viel geschrieben werden, da 
kauiÄn erwarten ist, daß sich etwas ändern wird.« 

( aiS^Lem Protokoll 16.5.72 der Mitarbeiter des 
Klubhauses ) • 

oooiind besetzt 

Endgültig geschlossen w erden sollte das Klubhaus 
ursprünglich zum i . Juni. In der Woche davor liefen 
die Vorbereitungen auf die Auseinandersetzungen. Die 
Jugendlichen, die fest entschlossen waren, ihr Klub-r 
üaus zu besetzen und offen zu halten, planten für 
Samstag den 27.5. eine. Großveranstaltung, zu der 
sie die Gruppe »Ton-Steine-Scherben» eingeladen hat- 
Bei dieser Veranstaltung sollte das Klubhaus 
besetzt werden. 

Dieser Plan war so offensichtlich, daß er den zu- 
ständigen Stellen(JAW, Bezirksamt und Senat) klar 
war. sie versuchten daher, der drohenden Auseinan- 
dersetzung durch einen Trick aus dem Wege zu gehen: 


^sla beschlossen, das Klubhaus schon zum 25.5. zu 
schließen, der 24.5. sollte der letzte öffnungstag 
sein. Dieser Plan wurde einem Teil der Jugendlichen 
bekannt. Durch Flüsterpropaganda forderten sie alle 
anderen dazu auf, am Mittwoch zu einer von der 
Selbsthilfe angesetzten Bürgerversammlung (Thema ! 
Kampf -um den Bauspielplatz) zu kommen. 

Als auf der Bürgerversammlung ein Vertreter des 
Bezirksamtes auf Fragen der Versammlungsteilnehmer 
bestätigte, daß das Klubhaus ab dem nächsten Tag 
geschlossen würde, beschloß die Versammlung nach 
kurzer Diskussion, das Klubhaus zu besetzen. Für 
die folgenden drei Tage gehörte das Klubhaus sei- 
nen Benutzern. 

In den folgenden drei Tagen entfalteten die über 
100 Besetzer des Klubhauses (Jugendliche und Er- 
wachsene, Mitglieder der Selbsthilfe, der Jusos, 
der FDP) unzählige Aktivitäten, um sich ihr Klub- 
haus zu erhalten. Zusammen mit den Angestellten des 
Klubhauses, deren überwiegende Mehrheit sich mit 
den Besetzern solidarisch erklärt hatte, und die be- 
reit waren, in dem von seinen Besuchern besetzten 
Klubhaus weiter zu arbeiten, begannen sie Konzep- 
tionen für die weitere Arbeit zu entwickeln. Flug- 
blätter an die Bewohner des Falkenhagener Feldes • 
wurden verteilt, um sie über die geplante Schlie- 
ßung des Klubhauses und die Besetzung zu informie- 
ren und um Unterstützung zu bitten. Die Besetzer 
versuchten Verhandlungen mit den zuständigen Stel- 
len aufzunehmen, aber vergeblich; Jugendstadtrat 
Helmut Schleusener sagte zu, daß keine Polizei ge- 
gen die Besetzer eingesetzt würde. (Protokoll 25. 
5.72) 


pjp Niede rlage in 


Nach drei Tagen war der Traum vom selbstverwalteten 
Klubhaus im Falkenhagener Feld vorbei. Nach drei 
Tagen Beobachtung kannten die zuständigen staatli- 
chen Instanzen den schwachen Punkt der Besetzung: 
morgens blieben im Klubhaus nur ungefähr 20 von den 
über 100 Besetzern zurück, während die anderen znr 
Arbeit oder zur Schule gingen. 

Am Freitag, den 26.5. vormittags gegen 9.00 Uhr 
rückten ungefähr 200 bethelmte Polizisten zur Räu- 
mung des Klubhauses an. Die Besetzer verließen an- 
gesichts der überwältigenden Übermacht widerstands- 
los das Klubhaus. ( Tugend 1 i c h a -ränflelr -freiWtirlAy, 
^gesspie^l~2^-5<?^H 

Nach der gewaltsamen Räumung des Klubhauses, gewähr- 
te die Paul-Gerhardt-Gemeinde den jugendlichen 
Klubhaus- Be suchern und der Selbsthilfe in der Schwer 
den-Baracke Asyl. 

Die Baracke lag außerhalb des Zentrums des Falken- 
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hagener Feldes and war für die große Anzahl der 
Besucher zu klein! In den ersten Wochen, hielt dia 
spontane Kampfbereitschaft gegen das JAW sn, ge- 
meinsam wurde leidenschaftlich an der Konzeption 
für die Selbstverwaltung gerungen und weitere 
Aktionenvorbereitet. Im Falkenhagener Feld, in 
Heerstraße Nord, einem weiteren Neubaugebiet Span- 
daus und in der Innenstadt wurden Informationsstände 
eingerichtet, an denen die Jugendlichen mit der Be- 
völkerung ihre Forderung der sofortigen Wiedereröff- 
nung des Klubhauses diskutierten. Für das Falkenha- 
gener Feld wurden oa. 20.000 Flugblätter entworfen 
und verteilt, 2 Demonstrationen zum Rathaus organi- 
siert und mehrere Verhandlungen mit JAW, Senat und 
Bezirksamt geführt. Der Konflikt um das Klubhaus 
wurde aber zunehmend hinter verschlossenen Türen von 
den Institutionen ohne die Betroffenen behandelt, 
'unsere Gegner wurden mit der Zeit immer anonymer, 
für die Jugendlichen und die Selbsthilfe wurden die 
Zuständigkeiten immer schwerer erkennbar. 

Nach unseren Sel bstverwaltungsvorstellungen sollte 
schon jetzt damit begonnen werden, Konflikte am 

0 der sc hule, in der Familie, in der 

Arbeitsp a ’ incfer Gesellschaft diskutieren. 

£s e teIgte U sich aber sehr schnell, daß in einer frem- 
K ,nv im Rahmen einer geplanten Veranstal- 
den Umge » nicht bereit waren, über ih- 

i-imtr die Jugendlichen . 

K lom « zu sprechen. Die meisten der unorgam- 
re Pro nichen, müde und abgeschlafft vom 

gierten Jugendlichen, 

Arbeitsalltag, waren nicht imstande, in einem 

r ihre Probleme und Schwierig- 

offiziellen Rabmen^ ^ dieses Ziel dennoch für 

keiten verfolgen will, müssen folgende 

wichtig halt und werden: 

Voraussetzungen geschaffen _ £ 

1. e 


ine Atmosphäre, 

möglich * 


die gegenseitiges Vertrauen er- 
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sich spontan ergeben, die indi- 


in Gesprächen, l ie ^ iten der jugendlichen derart 
viduellen Schwierig ® daß die Notwendigkeit ge- 

durchsichtig ZU . Handelns deutlich wird. 

meinsamen polih 130 « ^ aina C hance geboten, und 
itezu hätte das Klub us fadenscheinigen Grün- 

a war gewaltsam vom JAW 
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Der 
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w eiter 


.. Klubhauses durch die Polizei 

ing des Kampf es um das Klub- 

flf-a np 0 CI6S 

ieue ^ s ich in grundlegender 

roraussetz Vergehenden Etappen untere 

denen der vor 


- Besonders bei den Jugendlichen bestand zum ersten 
Mal (trotz aller inhaltlichen Unterschiede) über 
ein Ziel Einmütigkeit: Das Klubhaus muß von sei- 
nen Besuchern in Selbstverwaltung übernommen wer- 
den, die Besucher müssen entscheiden, was im 
Klubhaus geschieht« 

Die letzten Illusionen über die Jugendarbeit be- 
treibenden staatlichen Instanzen sind verschwun- 
den, Jedem ist klar geworden, daß die zuständigen 
staatlichen Stellen zwar viel von Diskussion, von 
rationaler Auseinandersetzung, von Kompromissen 
und Verständnis usw. reden, daß sie aber, wenn's 
drauf ankommt, bedenkenlos von ihren Mitteln Ge- 
brauch machen: am Ende verfügen sie über einen 
Polizeiapparat, den sie Je nach Bedarf einsetzen. 

Nach der Räumung des Klubhauses durch die Polizei 
führte Jede der beiden Seiten auf ihre Weise die 
Auseinandersetzung um das Klubhaus fort: die Be- 
sucher des Klubhauses, die Selbsthilfe und andere 
interessierte Gruppen begannen vertieft, inhaltli- 
che Vorstellungen für die Arbeit in einem selbst- 
verwalteten Klubhaus zu entwickeln. Gleichzeitig^ 
versuchten sie weiterhin, mit den zuständigen 
len des Bezirksamts über die künftige Arbeit im 
Klubhaus zu verhandeln. 


Das Bezirksamt arbeitete mit Lügen und Betrügereien, 
um seine Vorstellungen über das Klubhaus durchzu- 
setzen und anzupreisen. (Durchsetzen alleine wäre 
auch so gegangen, da das Bezirksamt über die Macht 
verfügt. Nur die wahlpolitischen Interessen machen 
es notwendig, dieser Macht ein demokratisches Män- 
telchen umzuhängen.) Die Methode liest sich wie ei- 
ne Posse aus einer Schmierenkomödie: Man brauchte 
der von den Besuchern des Klubhauses aufgestellten 
Forderung nach Selbstverwaltung nur eine Forderung 
nach absoluter Kontrolle durch das Amt, (Leitung 
des Hauses durch einen "starken" Heimleiter) ent- 
gegenzusetzen, und schon konnte das Bezirksamt als 
Retter' in der Not einen Kompromiß anbieten: ein 
Mitbestimmungsmodell für das Klubhaus, das den 
Suchern die Illusion gibt, auch etwas über das ‘ 
Klubhaus mitreden zu dürfen, während die wirkliche 
Macht beim Bezirksamt bleibt. 

Diesen Plan verwirklichte das Bezirksamt in zwei 
Schritten: 

Erster Schritt: Bezirksamt und Senat bewirken, daß 
das Jugendaufbauwerk als Träger des Klubhausei dem 
Bezirksamt Spandau weicht. 

Zweiter Schritt: Über das künftige Schicksal des 
Klubhauses wird eine "öffentliche Diskussion" ver- 
anstaltet: Auf diesen Trick fielen sowohl die ehe- 
maligen Mitarbeiter des Klubhauses als auch die 
Selbsthilfe als auch die Jugendlichen herein. Sie 
standen dem Jugendwohlfahrtsausschuß, einem Organ 
der Bezirksverordnetenversammlung über ihre Vorstel- 
lungen Rede und Antwort, ohne zu ahnen, daß ihre 
Erklärungen nur die Bedeutung hatten, eine öffent- 
liche Diskussion vorzutäusohen. Ebenso wurde letzt- 


lieh die bereits mehrfach in Erscheinung getretene 
Elterngruppe aus dem Klubhaus vom Bezirksamt miß- 
braucht: sie wurde benutzt, um zu beweisen, daß die 
Jugendlichen, die Mitarbeiter, die Selbsthilfe kei- 
neswegs für das Klubhaus sprechen konnten, denn: 
es gibt eben diese Elterngruppe, die eine strengere 
Führung des Klubhauses forderte. Was inhaltlich von 
den verschiedenen Gruppen an Forderungen vorgebracht 
wurde, war vom Bezirksamt von vornherein für den 
papierkorb bestimmt: 

pie Forderung nach Selbstverwaltung im Klubhaus wur- 
de von den Jugendlichen des Klubhauses, von den ehe- 
maligen Mitarbeitern, von der Selbsthilfe zwar mit 
einigen Unterschieden, aber doch gemeinsam erhoben. 
Ein Gutachten des Pädagogischen Zentrums zur Arbeit 
des Klubhauses sprach sich ebenfalls dafür aus, das 
Klubhaus seinen Besuchern zur Selbstverwaltung zu 
überlassen. 

Alle diese Forderungen und Vorschläge gingen von der 
inhaltlichen Arbeit im Klubhaus, von den dort auf- 
tretenden wirklichen Problemen aus und kamen von 
daher zu dem Schluß, die Selbstverwaltung für das 
Klubhaus zu fordern. Das Bezirksamt legte dagegen 
ejj^^ußerordentlich dürftiges Papier mit dem Titel 
"-J^^äufige Konzeption" vor, das keinerlei Vorstel- 
lungen über die Arbeit im Klubhaus enthielt, ledig- 
lich einige Formalien über ein Mitbestimmungsmodell. 
Mit diesem Konzept eröffnete das Bezirksamt das 
Klubhaus im September 1972, 

Nach dreimonatiger Denkpause war die Konzeptions- 
losigkeit , mit der das Bezirksamt im Klubhaus an— 
trat, nicht nur ein Armutszeugnis für die Bürokra- 
ten im Rathaus, sondern zugleich auch ein schwerer 
Mangel für die (zum Teil neuen) Sozialarbeiter im 
Klubhaus. Gerade die Geschichte des Klubhauses hät- 
te im Bezirksamt zu der Einsicht führen müssen, daß 
es ausgeschlossen ist, Leute ins Klubhaus zu schik-r 
ken, zu sagen "Macht mal" und dann noch zu erwarten, 
daß bei einer derartigen Vorgehensweise etwas raus 
kommt. 


Die Jugendlichen im Klubhaus verhielten sich zu- 
ni^Ht abwartend. Die von der "vorläufigen Konzep- 


tion" vorgesehenen Mit bestimmungs organe stießen 
auf kein Interesse bei den Jugendlichen, im wesent- 
lichen wohl auch nicht bei den Angestellten des 
Hauses. Der Mangel an Interesse ist einsichtig: 
es gibt zu wenig mitzubestimmen, es gibt zuviel 
Macht beim Bezirksamt, als daß jemand erstlich sei- 
ne Zeit damit verbringen möchte, in funktionslosen 
Sitzungen rumzuhängen. 

Dann begannen Jugendliche, im Klubhaus ihre eigenen 
Aktivitäten zu organisieren: die Kneipe im Klubhaus 
wird von Jugendlichen betrieben, auf Initiative der 
Jugendlichen sind eine Mädchengruppe und eine Lehr- 
lings- und Jungarbeitergruppe entstanden. Jugend- 
liche organisierten zwei Popfestivals. 

Daß die Jugendlichen selber keine Sozialarbeit im 
positiven, das heißt in einem politischen Sinne be- 
treiben, liegt im wesentlichen daran, daß die mei- 
sten abends nach der Arbeit ims„ Klubhaus kommen und 
kaum noch zu langen Diskussionen in der Lage sind. 
Hierfür wären in jedem Falle Ganztagskräfte notwen- 
dig. 

Hierin liegt auch die neue Strategie der Besucher 
des Klubhauses, ihre Forderung nach Selbstverwal- 
tung durchzusetzen: Es geht nicht an, sich hinzu- 
setzen, die Hände in den Schoß zu legen und darauf 
zu warten, daß die staatliche Jugendarbeit im Klub- 
haus im Chaos endet, was zweifellos früher oder 
später geschehen würde. Dazu sind die anstehenden 
Probleme, dafür sind die Einzelschicksale der Kinder 
und Jugendlichen, die regelmäßig ins Klubhaus kom- 
men, zu ernst. 

Der Prozeß, der zur Selbstverwaltung im Klubhaus 
führen wird, ist im Gange. Es entsteht ein sich aus- 
dehnender Teil selbstverwalteter Arbeit im Klubhaus, 
der schließlich nahezu die gesamten Aktivitäten im 
Klubhaus umfassen wird. In diesem Prozeß gewinnen 
diejenigen, die ihn vorantreiben, sowohl einen Teil 
der Erfahrungen, die sie benötigen, um das Klub- 
haus in eigener Regie betreiben zu können, als auch 
die Kampfkraft, um das Bezirksamt schließlich aus 
dem Klubhaus zu werfen. 


hetzte Meldung : Lei t ende Fürsorger sehen ihren 
"netten Kreis"gef ährdet . 


Wie uns bekannt wurde, haben Sozialarbeiter der 
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auf Senatsebene einen Vertreter schicken zu dür= 
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IN EIGENER SACHEt 
KLARSTELLUNG 

A,us arbeitstechnischen Gründen haben wir allen 
Abonnenten in Nr. 27 eine hektographierte Rech- 
nung für das Abo 1973 beigelegt. 

Dies gab leider zu manchen Mißverständnissen 
Anlaß. Wir bitten deshalb bei all denjenigen 
um Entschuldigung, die das Abo 73 bereits 
vorausbezahlt hatten. 


"NEU-ABO" 1973 

Nr. 27-32 

für Berliner Bezieher DM 8,40 
für westdeutsche " 9 , 


Nr. 29-32 
5,60 
6 ,- 


im voraus zu überweisen auf: Sonderkonto K.Kube 

3420 08-105 
PSchA Bln.-W. 

Bitte die vollständige Kontobezeichnung angeben 
und "Neuabo ab 27" bzw. "Neuabo ab 29 " vermerken. 
Den Absender vollständig und leserlich schreiben! 


Vergriffene Exemplare : 

Leider können wir von den vergriffenen Exemplaren 
der SPK keine Photokopien mehr anfertigen, da 
dies für uns mit einem bei weitem zu hohen Ar- 
beitsaufwand verbunden ist. Ausnahmen machen wir 
selbstverständlich bei Bibliotheken. 

Wir bitten um Verständnis für diese Maßnahme. 

Achtung: Sonderbes tellung : 

Zum Teil in nur noch wenigen Exemplaren sind 
vorhanden: die Nummern 5, 11, 12/13, 14 , 18, 
20-27. 

Die wichtigsten Inhalte aller bisher erschienen 
Hefte sind in Nr. 27 abgedruckt. 

Bis auf die Nr. 5 (DM -,50) kostet jede Nummer 
DM 1 , — plus Porto. Bitte im_voraus überweisen 

auf * Sonderkonto K.Kube 3420 08 - 105 PSchA 

Berlin-W . 

Die Kontobezeichnung bitte vollständig angeben. 
Auf dem Abschnitt bitte die gewünschten Exemplare 
und "Sonderbestellung" vermerken. 


FÜR DEN SOZIALPÄDAGOGISCHEN BEREICH 

unserer Gemeindearbeit suchen wir ab sofort einen Sozial- 
arbeiter, Diakon oder Gemeindehelfer für 


Jugendarbeit 


eine(n) K indergärtner ( in ) , Erzieher(in) oder Sozialar- 
beiter(in) für 

Kinderarbeit 

und eine(n) Teilzei t-Gemeinwesenarbeiter ( in) oder Sozial- 
arbeiter(in) - berufsbegleitende Weiterbildung möglich - 
für 


Planung und Beratung 


Wir sind ein junges Theologenteam einer Kirchengemeinde 
(10.000 Hitglieder) in einem Berliner Altstadtbezirk 
(Neukölln), wir erwarten kritische nitarbeit in konzep- 
tionellen Überlegungen und sind für Gruppenbewerbungen 
offen. Bezahlung nach BAT entsprechend der Vorbildung. 
Gemeindekirchenrat der Ananias-Kirchengcrne i nde , z.Hd. 
Hartmut Ualsdorff, 1 Berlin 44, Wilhelm-Busch-S tr . 15, 
Tel. 0311/687 20 40 


Die SPK ist z.Zt. zu beziehen bei: 

Berlin 

Buchladenkoll . an der TU, Savignyplatz 5 
Das Politische Buch, Lietzenburger Str. 144 
Jürgens Buchladen, Königin-Luise-Str . 40 
Pol. Buchladen Commune, Unter den Eichen 84 e 

Bielefeld 

Buchlädchen, Welle 9 
Freiburg 

Libro Libre, Herrenstr. 53 
Frankfurt/M 

Buchhandlung Libresso am Opernplatz, Opernpl. 10 
Karl-Marx-Buchhandlung, Jordanstr. 11 
Polibula, Adalbertstr. 7 a 

Gießen 

Ma 3u La, Bismarcks tr . 9 
Göttingen 

Polibula , Woender Str. 78 
Hamburg 

Arbeiterbuch, Hamb. 13, Grindelhof 45 
Manifest, Schlüterstr. 79 

Heidelberg 

Pol. Buchhandlg. J. Burckhardt, Marstallstr. 11a 
R. Rupp + Grunow, Untere Str. 9 


Kassel 

Buchkollektiv Roter Punkt, Frankfurter Str. 
Köln 

Das Politische Buch, Zülpicher Str. 197 
Rote Bücher Stube , ‘ Fleischmengergasse 31 
Ma inz 

Roter Stern, Weihergarten 6 
München 


l?ä 




Basis., Sozialwiss. Fachbuchhandlg. , Franz-, 
Münster : 

Rosta, Königstr. 17 
Nürnberg 

Die Bücher Kiste, Jacobstr. 26 
Wien 

Buchhandlg. Brigitte Herrmann, Wien, Österreich, 

Grünangergasse 1 * 

Zürich 

Pinkus Gen. Limmat buchhandlg. , Zürich, Schweiz 

Froschaugasnp 7 
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